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I. Erster Teil: Grundlegende Dokumente 

A. Europäische Union 

1. Vertrag über die Europäische Union 

Vom 7. Februar 1992 in der Fassung des  
Vertrags von Lissabon vom 13. Dezember 2007 

Konsolidierte Fassung (Amtsblatt Nr. C 83 vom 30.03.2010, S. 13) 

Präambel 

SCHÖPFEND aus dem kulturellen, religiösen und humanistischen 
Erbe Europas, aus dem sich die unverletzlichen und unveräußerli-
chen Rechte des Menschen sowie Freiheit, Demokratie, Gleichheit 
und Rechtsstaatlichkeit als universelle Werte entwickelt haben, 

2. Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union
1
 

Konsolidierte Fassung (Amtsblatt Nr. C 83 vom 30.03.2010, S. 47) 

Erster Teil Grundsätze 

Titel II Allgemein geltende Bestimmungen 

Artikel 10  

Bei der Festlegung und Durchführung ihrer Politik und ihrer Maß-
nahmen zielt die Union darauf ab, Diskriminierungen aus Gründen 
des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion 
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen. 

Artikel 13  

Bei der Festlegung und Durchführung der Politik der Union in den 
Bereichen Landwirtschaft, Fischerei, Verkehr, Binnenmarkt, For-
schung, technologische Entwicklung und Raumfahrt tragen die Uni-
on und die Mitgliedstaaten den Erfordernissen des Wohlergehens der 
Tiere als fühlende Wesen in vollem Umfang Rechnung; sie berück-
sichtigen hierbei die Rechts- und Verwaltungsvorschriften und die 
Gepflogenheiten der Mitgliedstaaten insbesondere in Bezug auf 
religiöse Riten, kulturelle Traditionen und das regionale Erbe. 

                                                           
1
 Ab dem 1. Dezember 2009 – dem Tag des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon – erhält der Titel „Vertrag 

zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft“ vom 25.03.1957 die Fassung „Vertrag über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union“ (Artikel 2 Absatz 1 des Vertrags von Lissabon). 
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Artikel 17  

(1) Die Union achtet den Status, den Kirchen und religiöse Vereini-
gungen oder Gemeinschaften in den Mitgliedstaaten nach deren 
Rechtsvorschriften genießen, und beeinträchtigt ihn nicht. 

(2) Die Union achtet in gleicher Weise den Status, den weltanschau-
liche Gemeinschaften nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
genießen. 

(3) Die Union pflegt mit diesen Kirchen und Gemeinschaften in 
Anerkennung ihrer Identität und ihres besonderen Beitrags einen 
offenen, transparenten und regelmäßigen Dialog. 

Zweiter Teil Nichtdiskriminierung und Unionsbürgerschaft 

Artikel 19  

(1) Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen der Verträge kann der 
Rat im Rahmen der durch die Verträge auf die Union übertragenen 
Zuständigkeiten gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren 
und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments einstimmig 
geeignete Vorkehrungen treffen, um Diskriminierungen aus Gründen 
des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion 
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen. 

3. Charta der Grundrechte der Europäischen Union
2
 

Vom 7. Dezember 2000 (Amtsblatt Nr. C 364 vom 18.12.2000 S. 1) 
Konsolidierte Fassung (Amtsblatt Nr. C 83 vom 30.03.2010, S. 389) 

Präambel 

Die Völker Europas sind entschlossen, auf der Grundlage gemein-
samer Werte eine friedliche Zukunft zu teilen, indem sie sich zu 
einer immer engeren Union verbinden. 

In dem Bewusstsein ihres geistig-religiösen und sittlichen Erbes 
gründet sich die Union auf die unteilbaren und universellen Werte 
der Würde des Menschen, der Freiheit, der Gleichheit und der Soli-
darität. Sie beruht auf den Grundsätzen der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit. Sie stellt die Person in den Mittelpunkt ihres 
Handelns, indem sie die Unionsbürgerschaft und einen Raum der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts begründet. 

(…) 

                                                           

2 Gemäß Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 des Vertrags über die Europäische Union ist seit dem 1. Dezember 2009 

die im Jahr 2007 proklamierte Charta den Verträgen rechtlich gleichrangig. 



Religionsrechtliche Bestimmungen in der Europäischen Union 

 

 

17 

Daher erkennt die Union die nachstehend aufgeführten Rechte, Frei-
heiten und Grundsätze an. 

Kapitel II Freiheiten 

Artikel 10 Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit 

(1) Jede Person hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Reli-
gionsfreiheit. Dieses Recht umfasst die Freiheit, seine Religion oder 
Weltanschauung zu wechseln, und die Freiheit, seine Religion oder 
Weltanschauung einzeln oder gemeinsam mit anderen öffentlich 
oder privat durch Gottesdienst, Unterricht, Bräuche und Riten zu 
bekennen. 

(2) Das Recht auf Wehrdienstverweigerung aus Gewissensgründen 
wird nach den einzelstaatlichen Gesetzen anerkannt, welche die 
Ausübung dieses Rechts regeln. 

Artikel 14 Recht auf Bildung 

(1) Jede Person hat das Recht auf Bildung sowie auf Zugang zur 
beruflichen Ausbildung und Weiterbildung. 

(2) Dieses Recht umfasst die Möglichkeit, unentgeltlich am Pflicht-
schulunterricht teilzunehmen. 

(3) Die Freiheit zur Gründung von Lehranstalten unter Achtung der 
demokratischen Grundsätze sowie das Recht der Eltern, die Erzie-
hung und den Unterricht ihrer Kinder entsprechend ihren eigenen 
religiösen, weltanschaulichen und erzieherischen Überzeugungen 
sicherzustellen, werden nach den einzelstaatlichen Gesetzen geach-
tet, welche ihre Ausübung regeln. 

Kapitel III Gleichheit 

Artikel 21 Nichtdiskriminierung 

(1) Diskriminierungen, insbesondere wegen des Geschlechts, der 
Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der 
genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltan-
schauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehö-
rigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung, sind 
verboten. 

(2) Im Anwendungsbereich des Vertrags zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft und des Vertrags über die Europäische Union ist 
unbeschadet der besonderen Bestimmungen dieser Verträge jede 
Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit verboten. 
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Artikel 22 Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen 

Die Union achtet die Vielfalt der Kulturen, Religionen und Spra-
chen. 

4. Gemeinschaftscharta der  
Sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer  

(Vgl. z. B. Art. 151, Abs. 1 AEUV) 
Vom 9. Dezember 1989 (KOM (89) 248 endg.)  

[Präambel] 

(…) 

Zur Wahrung der Gleichbehandlung ist gegen Diskriminierung jegli-
cher Art, insbesondere aufgrund von Geschlecht, Hautfarbe, Rasse, 
Meinung oder Glauben, vorzugehen; die soziale Ausgrenzung ist im 
Geiste der Solidarität zu bekämpfen. 
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B. Europarat 

1. Europäische Konvention zum Schutze der  
Menschenrechte und Grundfreiheiten

3
 

(Vgl. z.B. Art. 6, Abs. 2 EUV) 
Vom 4. November 1950 (ETS/STE Nr. 005), zuletzt geändert durch 

Protokoll Nr. 11 vom 11. Mai 1994 (ETS/STE Nr. 155) 

Artikel 9 – Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit 

1. Jede Person hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religi-
onsfreiheit; dieses Recht umfasst die Freiheit, seine Religion oder 
Weltanschauung zu wechseln, und die Freiheit, seine Religion oder 
Weltanschauung einzeln oder gemeinsam mit anderen öffentlich 
oder privat durch Gottesdienst, Unterricht oder Praktizieren von 
Bräuchen und Riten zu bekennen. 

2. Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekennen, 
darf nur Einschränkungen unterworfen werden, die gesetzlich vorge-
sehen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sind für 
die öffentliche Sicherheit, zum Schutz der öffentlichen Ordnung, 
Gesundheit oder Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
anderer. 

Artikel 14 – Diskriminierungsverbot 

Der Genuss der in dieser Konvention anerkannten Rechte und Frei-
heiten ist ohne Diskriminierung insbesondere wegen des Ge-
schlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der Sprache, der Religion, der 
politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen 
Herkunft, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des 
Vermögens, der Geburt oder eines sonstigen Status zu gewährleisten.  

                                                           
3 

Bereinigte Übersetzung der zwischen Deutschland, Liechtenstein, Österreich und der Schweiz abgestimmten 

Fassung. 
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2. Zusatzprotokoll zur Europäischen Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten

4
 

(Vgl. z.B. Art. 6 (2), (3) EUV) 
Vom 20. März 1952 (ETS/STE Nr. 009), geändert durch Protokoll 

Nr. 11 vom 11. Mai 1994 (ETS/STE Nr. 155) 

Artikel 2 – Recht auf Bildung 

Niemandem darf das Recht auf Bildung verwehrt werden. Der Staat 
hat bei Ausübung der von ihm auf dem Gebiet der Erziehung und des 
Unterrichts übernommenen Aufgaben das Recht der Eltern zu ach-
ten, die Erziehung und den Unterricht entsprechend ihren eigenen 
religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen sicherzustellen. 

3. Europäische Sozialcharta
5 

(Vgl. z. B. Art. 151, Abs. 1 AEUV) 
Vom 18. Oktober 1961 (ETS/STE Nr. 035) 

Präambel 

(…) 

IN DER ERWÄGUNG, dass die Ausübung sozialer Rechte sicher-
gestellt sein muss, und zwar ohne Diskriminierung aus Gründen der 
Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechtes, der Religion, der politischen 
Meinung, der nationalen Abstammung oder der sozialen Herkunft 

(...) 

                                                           
4
 Bereinigte Übersetzung der zwischen Deutschland, Liechtenstein, Österreich und der Schweiz abgestimmten 

Fassung. 

5 Amtliche Übersetzung Deutschlands. 
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II. Zweiter Teil: Einzelne Rechtsgebiete 

A. Grundrechte & Menschenrechte 

1. Verordnung (EG) Nr. 168/2007 des Rates vom 15. Februar 2007 
zur Errichtung einer Agentur der  

Europäischen Union für Grundrechte  

Amtsblatt Nr. L 053 vom 22.02.2007, S. 0001 – 0014 

Artikel 10 Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft; Plattform für 
Grundrechte 

(1) Die Agentur arbeitet eng mit nichtstaatlichen Organisationen und 
mit Institutionen der Zivilgesellschaft zusammen, die auf nationaler, 
europäischer oder internationaler Ebene im Bereich der Grundrechte, 
einschließlich zur Bekämpfung des Rassismus und der Fremden-
feindlichkeit, tätig sind. Zu diesem Zweck richtet die Agentur ein 
Kooperationsnetz (die "Plattform für Grundrechte") ein, das sich aus 
nichtstaatlichen Menschenrechtsorganisationen, Gewerkschaften und 
Arbeitgeberorganisationen, relevanten sozialen Organisationen und 
Berufsverbänden, Kirchen, Organisationen der Religions- und Welt-
anschauungsgemeinschaften, Hochschulen und anderen qualifizier-
ten Experten von europäischen und internationalen Gremien und 
Organisationen zusammensetzt. 

2. Verordnung (EG) Nr. 1889/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur Einführung eines  
Finanzierungsinstruments für die weltweite Förderung der  

Demokratie und der Menschenrechte — (Europäisches Instrument 
für Demokratie und Menschenrechte)  

Amtsblatt Nr. L 386 vom 29.12.2006, S. 0001 – 0011, zuletzt  
geändert durch Verordnung (EU) Nr. 1340/2011 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011,  
Amtsblatt Nr. L 347 vom 30.12.2011, S. 0032 – 0033 

Artikel 2 Geltungsbereich 

1. Gestützt auf die Artikel 1 und 3 wird die Gemeinschaftshilfe in 
folgenden Bereichen erbracht: 

(...) 

b) Förderung und Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
die in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und sonstigen 
internationalen und regionalen Verträgen über bürgerliche, politi-
sche, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte verkündet wer-
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den, vor allem mit Hilfe von Organisationen der Zivilgesellschaft im 
Zusammenhang u. a. mit: 

i) der Abschaffung der Todesstrafe, der Verhinderung von Folter, 
Misshandlung und anderer grausamer, unmenschlicher und erniedri-
gender Behandlung und der Rehabilitation der Opfer von Folter; 

ii) der Unterstützung und dem Schutz der Menschenrechtsverteidiger 
sowie der Gewährung von Hilfe für sie im Sinne von Artikel 1 der 
Erklärung der Vereinten Nationen über das Recht und die Verpflich-
tung von Einzelpersonen, Gruppen und Organen der Gesellschaft, 
die allgemein anerkannten Menschenrechte und Grundfreiheiten zu 
fördern und zu schützen; 

iii) der Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit sowie 
von Diskriminierungen, insbesondere wegen des Geschlechts, der 
Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der 
genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltan-
schauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehö-
rigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung; 

(...) 
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B. Diskriminierungsverbot und Gleichbehandlung 

1) Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 

a. Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 23. Oktober 1995 über 

die Antwort des Bildungswesens auf die Probleme des  
Rassismus und der Fremdenfeindlichkeit  

Amtsblatt Nr. C 312 vom 23.11.1995, S. 0001 – 0003 

I. Allgemeine Erwägungen 

Das Erziehungs- und Ausbildungswesen spielt - mittels einschlägiger 
Bemühungen auf lokaler, nationaler und europäischer Ebene - eine 
wichtige Rolle bei der Bekämpfung von Rassismus und Fremden-
feindlichkeit. 

Eine wesentliche Aufgabe des Bildungswesens besteht darin, die 
Achtung vor allen Menschen, unabhängig von ihrem kulturellen 
Hintergrund und ihren religiösen Anschauungen, zu fördern. Ferner 
kann das Bildungswesen einen einzigartigen Beitrag zur Verbesse-
rung der Kenntnisse über die kulturelle Vielfalt in Europa leisten. 

(…) 

II. Beitrag des Bildungswesens zur Bekämpfung rassistischer und 
fremdenfeindlicher Verhaltensweisen 

(…) 

Das Bildungswesen kann einen wertvollen Beitrag zur Förderung 
von Achtung, Toleranz und Solidarität im Umgang mit Personen 
oder Gruppen unterschiedlicher ethnischer oder kultureller Herkunft 
oder unterschiedlicher Religion leisten, beispielsweise mittels fol-
gender Maßnahmen: (…) 

DER RAT UND DIE VERTRETER DER REGIERUNGEN DER 
MITGLIEDSTAATEN 

ERSUCHEN die Kommission, in Zusammenarbeit mit den Mitglied-
staaten 

3. den Erfahrungsaustausch durch Beschaffung und Weitergabe von 
Informationen über den Beitrag des europäischen Bildungswesens 
zur Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit und die 
Integration von Menschen mit unterschiedlichem ethnischen, kultu-
rellen und religiösen Hintergrund zu unterstützen; 
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b. Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 5. Oktober 1995 zur 

Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit im  
Beschäftigungs- und Sozialbereich  

Amtsblatt Nr. C 296 vom 10.11.1995, S. 0013 – 0014 

[Gründe] 

In seiner Entschließung vom 19. Januar 1995 zum Weißbuch über 
die europäische Sozialpolitik (5) hat das Europäische Parlament die 
Kommission aufgefordert, "Vorschläge vorzulegen, um den Men-
schen unabhängig von Alter, Rasse, Geschlecht, Behinderung und 
Religionszugehörigkeit gleiche Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu 
garantieren." 

(…) 

Diese Entschließung berührt weder das Gemeinschaftsrecht, insbe-
sondere hinsichtlich der Freizügigkeit, noch die einschlägigen ein-
zelstaatlichen Bestimmungen, insbesondere hinsichtlich der sozialen 
Sicherheit, des Aufenthaltsrechts und des Zugangs zur Beschäfti-
gung, die für die Personen gelten, die nicht unter das Gemeinschafts-
recht fallen - 

1. VERURTEILEN aufs schärfste Rassismus, Fremdenfeindlichkeit 
und Antisemitismus in all ihren Formen, die offenkundige Verlet-
zung der Persönlichkeitsrechte sowie die Intoleranz aus religiösen 
Gründen, insbesondere im Beschäftigungs- und Sozialbereich; 

(…) 

4. VERMERKEN mit Interesse, dass der Rat gegenwärtig Maßnah-
men prüft, die auf folgendes abzielen: 

a) jedwede Aufforderung zu Diskriminierung, Gewalt und rassistisch 
oder religiös motiviertem Hass im innerstaatlichen Recht der Mit-
gliedstaaten als Straftat einzustufen; 

(…) 

7. FORDERN die Mitgliedstaaten AUF, sich unter Berücksichtigung 
der Empfehlungen der Beratenden Kommission "Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit" um Fortschritte auf dem Weg zur Erreichung 
der folgenden gemeinsamen Ziele zu bemühen: 

a) Gewährleistung des Schutzes der Menschen vor jeder Form von 
Diskriminierung aufgrund ihrer Rasse, Hautfarbe, Religion oder 
ihrer nationalen oder ethnischen Herkunft; 

(…) 
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e) Förderung des Eintretens für die demokratischen Grundsätze und 
die Menschenrechte sowie für die kulturelle und religiöse Vielfalt 
seitens der Jugend und der Öffentlichkeit in Europa; 

c. Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 29. Mai 1990 zur  

Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit  

Amtsblatt Nr. C 157 vom 27.06.1990, S. 0001 – 0003 

[Gründe] 

Am 11. Juni 1986 haben das Europäische Parlament, der Rat, die im 
Rat vereinigten Vertreter der Mitgliedstaaten und die Kommission in 
Anbetracht "der zunehmend ausländerfeindlichen Einstellungen in 
der Gemeinschaft und der häufig gegen Zuwanderer gerichteten 
Gewaltakte" eine Erklärung gegen Rassismus und Fremdenfeind-
lichkeit (6) angenommen, in der sie folgendes zum Ausdruck brin-
gen: Sie "verurteilen aufs schärfste alle Äußerungen von Intoleranz 
und Feindseligkeit sowie die Anwendung von Gewalt gegenüber 
einer Person oder einer Personengruppe wegen rassischer, religiöser, 
kultureller, sozialer oder nationaler Unterschiede", und sie "halten es 
für unbedingt notwendig, dass alle erforderlichen Maßnahmen ge-
troffen werden, um den gemeinsamen Willen, die Persönlichkeit und 
die Würde jedes Mitglieds der Gesellschaft zu schützen und jegliche 
Form der Ausgrenzung von Ausländern abzulehnen, in die Tat um-
zusetzen". 

d. Erklärung gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 

Amtsblatt Nr. C 158 vom 25.06.1986, S. 0001 – 0003 

Das europäische Parlament, der Rat, die im Rat vereinigten Vertreter 
der Mitgliedstaaten und die Kommission  

(...) 

- 1. verurteilen aufs schärfste alle Äußerungen von Intoleranz und 
Feindseligkeit sowie die Anwendung von Gewalt gegenüber einer 
Person oder einer Personengruppe wegen rassischer, religiöser, kul-
tureller, sozialer oder nationaler Unterschiede;  

(...) 
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2) Diskriminierungsverbot und Gleichbehandlung im Beruf 

a. Richtlinie 2011/98/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 13. Dezember 2011 über ein einheitliches Verfahren zur 

Beantragung einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaats-
angehörige, sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten 
und zu arbeiten, sowie über ein gemeinsames Bündel von Rechten 

für Drittstaatsarbeitnehmer, die sich rechtmäßig in einem  
Mitgliedstaat aufhalten  

Amtsblatt Nr. L 343 vom 23/12/2011 S. 0001 – 0009 

[Gründe] 

(29) Die Mitgliedstaaten sollten die Bestimmungen dieser Richtlinie 
ohne Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der 
Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen 
Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der 
politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer 
nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung und nach Maßgabe 
insbesondere der Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29. Juni 
2000 zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Un-
terschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft und der Richtlinie 
2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines 
allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung 
in Beschäftigung und Beruf durchführen. 

b. Richtlinie 2008/104/EG des Europäischen Parlaments und  
des Rates vom 19. November 2008 über Leiharbeit 

Amtsblatt Nr. L 327 vom 05.12.2008, S. 0009 – 0014 

Kapitel II Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen  

Artikel 5 Grundsatz der Gleichbehandlung 

(1) Die wesentlichen Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen der 
Leiharbeitnehmer entsprechen während der Dauer ihrer Überlassung 
an ein entleihendes Unternehmen mindestens denjenigen, die für sie 
gelten würden, wenn sie von jenem genannten Unternehmen unmit-
telbar für den gleichen Arbeitsplatz eingestellt worden wären. 

Bei der Anwendung von Unterabsatz 1 müssen die im entleihenden 
Unternehmen geltenden Regeln in Bezug auf 

a) den Schutz schwangerer und stillender Frauen und den Kinder- 
und Jugendschutz sowie 
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b) die Gleichbehandlung von Männern und Frauen und sämtliche 
Maßnahmen zur Bekämpfung von Diskriminierungen aufgrund des 
Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der Religion 
oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexu-
ellen Orientierung 

so eingehalten werden, wie sie durch Gesetze, Verordnungen, Ver-
waltungsvorschriften, Tarifverträge und/oder sonstige Bestimmun-
gen allgemeiner Art festgelegt sind. 

(…) 

c. Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur Einrichtung des  

Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung  

Amtsblatt Nr. L 406 vom 30.12.2006, S. 0001 – 0006, zuletzt  
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 546/2009 des Europäischen  
Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009, Amtsblatt Nr. L 167 

vom 29.06.2009, S. 0026 – 0029  

Artikel 7 Gleichstellung von Frauen und Männern und  
Nichtdiskriminierung 

Die Kommission und die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die 
Gleichstellung von Frauen und Männern sowie die Berücksichtigung 
des Gleichstellungsaspekts auf den verschiedenen Stufen der Durch-
führung des EGF gefördert werden. Die Kommission und die Mit-
gliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen gegen jede Dis-
kriminierung aufgrund des Geschlechts, der Rasse oder ethnischen 
Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Ausrichtung auf den verschiedenen Stufen 
der Durchführung des EGF und insbesondere in Bezug auf den Zu-
gang zum EGF. 
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d. Richtlinie 2004/113/EG des Rates vom 13. Dezember 2004 zur 
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von  

Männern und Frauen beim Zugang zu und bei der Versorgung mit 
Gütern und Dienstleistungen 

Amtsblatt Nr. L 373 vom 21.12.2004, S. 0037 – 0043 

[Gründe] 

(3) Durch das Diskriminierungsverbot dürfen andere Grundrechte 
und Freiheiten nicht beeinträchtigt werden; hierzu gehören der 
Schutz des Privat- und Familienlebens und der in diesem Kontext 
stattfindenden Transaktionen sowie die Religionsfreiheit. 

e. Verordnung (EG, Euratom) Nr. 723/2004 des Rates vom  
22. März 2004 zur Änderung des Statuts der  

Beamten der Europäischen Gemeinschaften und der  
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten  

dieser Gemeinschaften 

Amtsblatt Nr. L 124 vom 27.04.2004, S. 0001 – 0118 

Anhang I Änderungen des Statuts der Beamter der 
Europäischen Gemeinschaften  

Das Statut der Beamten der Europäischen Gemeinschaften wird wie 
folgt geändert: 

1. (...) 

3. Der bisherige Artikel 1a wird Artikel 1d und wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Bei der Anwendung dieses Statuts ist jede Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen 
oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der 
Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder einer sonsti-
gen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, 
des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Ausrichtung verboten. 

Für die Anwendung des Statuts werden nichteheliche Partnerschaf-
ten wie Ehen behandelt, sofern die Voraussetzungen nach Anhang 
VII Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c) erfüllt sind." 

(...) 
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30. Artikel 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 werden nach dem Wort "Einschreibebrief" die Worte 
"an die letzte von dem Beamten mitgeteilte Anschrift" eingefügt. 

b) Absatz 4 wird durch die folgenden neuen Absätze 4 und 5 ersetzt: 
"Die Personalakte darf keinerlei Angaben über die politischen, ge-
werkschaftlichen, weltanschaulichen oder religiösen Aktivitäten und 
Überzeugungen bzw. über die Rasse, den ethnischen Ursprung oder 
die sexuelle Ausrichtung des Beamten enthalten. 

Absatz 4 untersagt indessen nicht, dass dem Beamten bekannte Ver-
waltungsakte und Unterlagen, die zur Anwendung des Statuts erfor-
derlich sind, in die Personalakte aufgenommen werden."; 

(...) 

Anhang II Änderungen der Beschäftigung für die sonstigen  
Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften 

Die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der 
Europäischen Gemeinschaften werden wie folgt geändert: 

45. Der bisherige Titel IV wird Titel V, und der folgende Titel IV 
wird eingefügt: 

"TITEL IV 

VERTRAGSBEDIENSTETE 

KAPITEL 3 EINSTELLUNGSBEDINGUNGEN 

Artikel 82 

(1) Vertragsbedienstete sind unter den Staatsangehörigen der Mit-
gliedstaaten auf möglichst breiter geografischer Grundlage ohne 
Rücksicht auf Rasse oder ethnische Herkunft, politische, philosophi-
sche oder religiöse Überzeugung, Alter, Behinderung, Geschlecht 
oder sexuelle Ausrichtung und ungeachtet ihres Personenstands oder 
ihrer familiären Verhältnisse auszuwählen. 

f. Verhaltenskodex der Europäischen Zentralbank  
gemäß Artikel 11.3 der Geschäftsordnung der  

Europäischen Zentralbank 

Amtsblatt Nr. C 076 vom 08.03.2001, S. 0012 – 0015 

2. Grundlegende Prinzipien 

2.1 Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung [Absatz 1] 

Die Adressaten sollten jede Form der Diskriminierung und insbeson-
dere jede Diskriminierung aufgrund von Rasse, Nationalität, Ge-
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schlecht, Alter, Behinderung, sexuellen Präferenzen, politischen oder 
philosophischen Anschauungen oder religiösen Überzeugungen 
vermeiden. 

g. Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur 
Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 

Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf 

Amtsblatt Nr. L 303 vom 02.12.2000, S. 0016 – 0022 

[Gründe] 

(...) 

(11) Diskriminierungen wegen der Religion oder der Weltanschau-
ung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung 
können die Verwirklichung der im EG-Vertrag festgelegten Ziele 
unterminieren, insbesondere die Erreichung eines hohen Beschäfti-
gungsniveaus und eines hohen Maßes an sozialem Schutz, die He-
bung des Lebensstandards und der Lebensqualität, den wirtschaftli-
chen und sozialen Zusammenhalt, die Solidarität sowie die Freizü-
gigkeit. 

(12) Daher sollte jede unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung 
wegen der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, 
des Alters oder der sexuellen Ausrichtung in den von der Richtlinie 
abgedeckten Bereichen gemeinschaftsweit untersagt werden. Dieses 
Diskriminierungsverbot sollte auch für Staatsangehörige dritter Län-
der gelten, betrifft jedoch nicht die Ungleichbehandlungen aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit und lässt die Vorschriften über die 
Einreise und den Aufenthalt von Staatsangehörigen dritter Länder 
und ihren Zugang zu Beschäftigung und Beruf unberührt. 

(...) 

(23) Unter sehr begrenzten Bedingungen kann eine unterschiedliche 
Behandlung gerechtfertigt sein, wenn ein Merkmal, das mit der Reli-
gion oder Weltanschauung, einer Behinderung, dem Alter oder der 
sexuellen Ausrichtung zusammenhängt, eine wesentliche und ent-
scheidende berufliche Anforderung darstellt, sofern es sich um einen 
rechtmäßigen Zweck und eine angemessene Anforderung handelt. 
Diese Bedingungen sollten in die Informationen aufgenommen wer-
den, die die Mitgliedstaaten der Kommission übermitteln. 

(24) Die Europäische Union hat in ihrer der Schlussakte zum Vertrag 
von Amsterdam beigefügten Erklärung Nr. 11 zum Status der Kir-
chen und weltanschaulichen Gemeinschaften ausdrücklich aner-
kannt, dass sie den Status, den Kirchen und religiöse Vereinigungen 
oder Gemeinschaften in den Mitgliedstaaten nach deren Rechtsvor-
schriften genießen, achtet und ihn nicht beeinträchtigt und dass dies 
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in gleicher Weise für den Status von weltanschaulichen Gemein-
schaften gilt. Die Mitgliedstaaten können in dieser Hinsicht spezifi-
sche Bestimmungen über die wesentlichen, rechtmäßigen und ge-
rechtfertigten beruflichen Anforderungen beibehalten oder vorsehen, 
die Voraussetzung für die Ausübung einer diesbezüglichen berufli-
chen Tätigkeit sein können. 

(...) 

(26) Das Diskriminierungsverbot sollte nicht der Beibehaltung oder 
dem Erlass von Maßnahmen entgegenstehen, mit denen bezweckt 
wird, Benachteiligungen von Personen mit einer bestimmten Religi-
on oder Weltanschauung, einer bestimmten Behinderung, einem 
bestimmten Alter oder einer bestimmten sexuellen Ausrichtung zu 
verhindern oder auszugleichen, und diese Maßnahmen können die 
Einrichtung und Beibehaltung von Organisationen von Personen mit 
einer bestimmten Religion oder Weltanschauung, einer bestimmten 
Behinderung, einem bestimmten Alter oder einer bestimmten sexuel-
len Ausrichtung zulassen, wenn deren Zweck hauptsächlich darin 
besteht, die besonderen Bedürfnisse dieser Personen zu fördern. 

(...) 

(29) Opfer von Diskriminierungen wegen der Religion oder Weltan-
schauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrich-
tung sollten über einen angemessenen Rechtsschutz verfügen. Um 
einen effektiveren Schutz zu gewährleisten, sollte auch die Möglich-
keit bestehen, dass sich Verbände oder andere juristische Personen 
unbeschadet der nationalen Verfahrensordnung bezüglich der Vertre-
tung und Verteidigung vor Gericht bei einem entsprechenden Be-
schluss der Mitgliedstaaten im Namen eines Opfers oder zu seiner 
Unterstützung an einem Verfahren beteiligen. 

(...) 

(31) Eine Änderung der Regeln für die Beweislast ist geboten, wenn 
ein glaubhafter Anschein einer Diskriminierung besteht. Zur wirk-
samen Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ist eine Ver-
lagerung der Beweislast auf die beklagte Partei erforderlich, wenn 
eine solche Diskriminierung nachgewiesen ist. Allerdings obliegt es 
dem Beklagten nicht, nachzuweisen, dass der Kläger einer bestimm-
ten Religion angehört, eine bestimmte Weltanschauung hat, eine 
bestimmte Behinderung aufweist, ein bestimmtes Alter oder eine 
bestimmte sexuelle Ausrichtung hat. 

(...) 
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Kapitel I Allgemeine Bestimmungen  

Artikel 1 Zweck 

Zweck dieser Richtlinie ist die Schaffung eines allgemeinen Rah-
mens zur Bekämpfung der Diskriminierung wegen der Religion oder 
der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuel-
len Ausrichtung in Beschäftigung und Beruf im Hinblick auf die 
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung in den Mit-
gliedstaaten. 

Artikel 2 Der Begriff "Diskriminierung" 

(1) Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet "Gleichbehandlungsgrund-
satz", dass es keine unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung 
wegen eines der in Artikel 1 genannten Gründe geben darf. 

(2) Im Sinne des Absatzes 1 

a) liegt eine unmittelbare Diskriminierung vor, wenn eine Person 
wegen eines der in Artikel 1 genannten Gründe in einer vergleichba-
ren Situation eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine 
andere Person erfährt, erfahren hat oder erfahren würde;  

b) liegt eine mittelbare Diskriminierung vor, wenn dem Anschein 
nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen mit 
einer bestimmten Religion oder Weltanschauung, einer bestimmten 
Behinderung, eines bestimmten Alters oder mit einer bestimmten 
sexuellen Ausrichtung gegenüber anderen Personen in besonderer 
Weise benachteiligen können, es sei denn: 

i) diese Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein recht-
mäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt, und die Mittel sind zur Errei-
chung dieses Ziels angemessen und erforderlich, oder 

ii) der Arbeitgeber oder jede Person oder Organisation, auf die diese 
Richtlinie Anwendung findet, ist im Falle von Personen mit einer 
bestimmten Behinderung aufgrund des einzelstaatlichen Rechts 
verpflichtet, geeignete Maßnahmen entsprechend den in Artikel 5 
enthaltenen Grundsätzen vorzusehen, um die sich durch diese Vor-
schrift, dieses Kriterium oder dieses Verfahren ergebenden Nachteile 
zu beseitigen. 

(3) Unerwünschte Verhaltensweisen, die mit einem der Gründe nach 
Artikel 1 in Zusammenhang stehen und bezwecken oder bewirken, 
dass die Würde der betreffenden Person verletzt und ein von Ein-
schüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen 
oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird, sind 
Belästigungen, die als Diskriminierung im Sinne von Absatz 1 gel-
ten. In diesem Zusammenhang können die Mitgliedstaaten den Be-
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griff "Belästigung" im Einklang mit den einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften und Gepflogenheiten definieren. 

(4) Die Anweisung zur Diskriminierung einer Person wegen eines 
der Gründe nach Artikel 1 gilt als Diskriminierung im Sinne des 
Absatzes 1. 

(5) Diese Richtlinie berührt nicht die im einzelstaatlichen Recht 
vorgesehenen Maßnahmen, die in einer demokratischen Gesellschaft 
für die Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit, die Verteidigung 
der Ordnung und die Verhütung von Straftaten, zum Schutz der 
Gesundheit und zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer not-
wendig sind. 

Artikel 4 Berufliche Anforderungen 

(...) 

(2) Die Mitgliedstaaten können in Bezug auf berufliche Tätigkeiten 
innerhalb von Kirchen und anderen öffentlichen oder privaten Orga-
nisationen, deren Ethos auf religiösen Grundsätzen oder Weltan-
schauungen beruht, Bestimmungen in ihren zum Zeitpunkt der An-
nahme dieser Richtlinie geltenden Rechtsvorschriften beibehalten 
oder in künftigen Rechtsvorschriften Bestimmungen vorsehen, die 
zum Zeitpunkt der Annahme dieser Richtlinie bestehende einzel-
staatliche Gepflogenheiten widerspiegeln und wonach eine Un-
gleichbehandlung wegen der Religion oder Weltanschauung einer 
Person keine Diskriminierung darstellt, wenn die Religion oder die 
Weltanschauung dieser Person nach der Art dieser Tätigkeiten oder 
der Umstände ihrer Ausübung eine wesentliche, rechtmäßige und 
gerechtfertigte berufliche Anforderung angesichts des Ethos der 
Organisation darstellt. Eine solche Ungleichbehandlung muss die 
verfassungsrechtlichen Bestimmungen und Grundsätze der Mitglied-
staaten sowie die allgemeinen Grundsätze des Gemeinschaftsrechts 
beachten und rechtfertigt keine Diskriminierung aus einem anderen 
Grund. 

Sofern die Bestimmungen dieser Richtlinie im Übrigen eingehalten 
werden, können die Kirchen und anderen öffentlichen oder privaten 
Organisationen, deren Ethos auf religiösen Grundsätzen oder Welt-
anschauungen beruht, im Einklang mit den einzelstaatlichen verfas-
sungsrechtlichen Bestimmungen und Rechtsvorschriften von den für 
sie arbeitenden Personen verlangen, dass sie sich loyal und aufrichtig 
im Sinne des Ethos der Organisation verhalten. 
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Kapitel III Besondere Bestimmungen 

Artikel 15 Nordirland 

(1) Angesichts des Problems, dass eine der wichtigsten Religions-
gemeinschaften Nordirlands im dortigen Polizeidienst unterrepräsen-
tiert ist, gilt die unterschiedliche Behandlung bei der Einstellung der 
Bediensteten dieses Dienstes - auch von Hilfspersonal - nicht als 
Diskriminierung, sofern diese unterschiedliche Behandlung gemäß 
den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften ausdrücklich gestattet ist. 

(2) Um eine Ausgewogenheit der Beschäftigungsmöglichkeiten für 
Lehrkräfte in Nordirland zu gewährleisten und zugleich einen Bei-
trag zur Überwindung der historischen Gegensätze zwischen den 
wichtigsten Religionsgemeinschaften Nordirlands zu leisten, finden 
die Bestimmungen dieser Richtlinie über Religion oder Weltan-
schauung keine Anwendung auf die Einstellung von Lehrkräften in 
Schulen Nordirlands, sofern dies gemäß den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften ausdrücklich gestattet ist. 

h. Verordnung (EG, EGKS, Euratom) Nr. 781/98 des Rates  
vom 7. April 1998 zur Änderung des Statuts der  

Beamten der Europäischen Gemeinschaften und  
der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten 

dieser Gemeinschaften hinsichtlich der Gleichbehandlung 

Amtsblatt Nr. L 113 vom 15.04.1998, S. 0004 – 0005 

Artikel 1 

Das Statut der Beamten der Europäischen Gemeinschaften wird wie 
folgt geändert: 

1. Nach Artikel 1 wird folgender Artikel eingefügt: 

"Artikel 1a 

(1) Unbeschadet der einschlägigen Statutsbestimmungen, die einen 
bestimmten Personenstand voraussetzen, haben die Beamten in den 
Fällen, in denen das Statut Anwendung findet, Recht auf Gleichbe-
handlung ohne unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung auf-
grund der Rasse, ihrer politischen, philosophischen und religiösen 
Überzeugung, ihres Geschlechts und ihrer sexuellen Orientierung." 

(...) 

2. Artikel 27 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"Die Beamten werden ohne Rücksicht auf Rasse, politische, philoso-
phische und religiöse Überzeugung, Geschlecht und sexuelle Orien-
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tierung und ungeachtet ihres Personenstands und ihrer familiären 
Verhältnisse ausgewählt." 

Artikel 2 

Die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der 
Europäischen Gemeinschaften werden wie folgt geändert: 

(...) 

2. Artikel 12 Absatz 1 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 

"Die Bediensteten auf Zeit werden ohne Rücksicht auf Rasse, politi-
sche, philosophische und religiöse Überzeugung, Geschlecht und 
sexuelle Orientierung und ungeachtet ihres Personenstands und ihrer 
familiären Verhältnisse ausgewählt." 

i. Verordnung (EGKS, EWG, Euratom) Nr. 1860/76 des Rates vom 
29. Juni 1976 zur Festlegung der Beschäftigungsbedingungen für 

das Personal der Europäischen Stiftung zur Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen 

Amtsblatt Nr. L 214 vom 06.08.1976, S. 0024 – 0046, zuletzt  
geändert durch Verordnung Nr. 680/87 des Rates vom 23. Februar 

1987, Amtsblatt Nr. L 72 vom 13.03.1987, S. 0015 – 0028 

Kapitel 3 Einstellungsbedingungen  

Artikel 23 

(1) Bei der Einstellung der Bediensteten ist anzustreben, der Stiftung 
die Mitarbeit von Personen zu sichern, die in Bezug auf Befähigung, 
Leistung und Integrität höchsten Ansprüchen genügen; sie sind unter 
den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaften auf möglichst breiter geographischer Grundlage aus-
zuwählen.  

Die Bediensteten werden ohne Rücksicht auf Rasse, Glauben oder 
Geschlecht ausgewählt. 

(...) 
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3) Diskriminierungsverbot des Bürgers in der Verwaltungspraxis 

a. Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 13. Juli 2009 über einen Visakodex der  

Gemeinschaft (Visakodex) 

Amtsblatt Nr. L 243 vom 15.09.2009, S. 0001 – 0058, zuletzt  
geändert durch Verordnung (EU) Nr. 154/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 15. Februar 2012,  
Amtsblatt Nr. L 058 vom 29.02.2012, S. 0003 – 0004 

TITEL III VERFAHREN UND VORAUSSETZUNGEN FÜR 
DIE VISUMERTEILUNG 

KAPITEL II Antrag 

Artikel 14 Belege 

(1) Bei der Beantragung eines einheitlichen Visums hat der Antrag-
steller Folgendes vorzulegen: 

(…) 

TITEL IV VERWALTUNG UND ORGANISATION 

Artikel 39 Verhalten des Personals 

(1) Die Konsulate der Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Antrag-
steller zuvorkommend behandelt werden. 

(2) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben achten die Konsular-
bediensteten die Menschenwürde uneingeschränkt. Getroffene Maß-
nahmen müssen in einem angemessenen Verhältnis zu den ange-
strebten Zielen stehen. 

(3) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben dürfen die Konsular-
bediensteten niemanden aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der 
ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Orientierung diskriminie-
ren. 

ANHANG II Nicht erschöpfende Liste von Belegen 

Bei den von den Antragstellern vorzulegenden Belegen gemäß Arti-
kel 14 kann es sich um folgende Dokumente handeln: 

A. BELEGE ÜBER DEN ZWECK DER REISE 

(…) 

4. bei Reisen im Zusammenhang mit politischen, wissenschaftlichen, 
kulturellen, sportlichen oder religiösen Veranstaltungen oder Reisen, 
die aus anderen Gründen stattfinden: 
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- Einladungen, Eintrittskarten, Anmeldebestätigungen oder Pro-
gramme, (möglichst) unter Angabe des Namens der einladenden 
Stelle und der Dauer des Aufenthalts, oder sonstige geeignete Unter-
lagen, aus denen der Zweck der Reise hervorgeht; 

ANHANG X LISTE DER MINDESTANFORDERUNGEN, DIE 
IM FALLE EINER ZUSAMMENARBEIT MIT EXTERNEN 
DIENSTLEISTUNGSERBRINGERN IN DEN VERTRAG 
AUFZUNEHMEN SIND 

(…) 

B. Der externe Dienstleistungserbringer beachtet bei der Ausführung 
seiner Tätigkeiten in Bezug auf das Verhalten der Bediensteten Fol-
gendes: 

a) Er stellt sicher, dass seine Bediensteten angemessen ausgebildet 
werden; 

b) er gewährleistet, dass seine Bediensteten in Erfüllung ihrer Auf-
gaben 

- die Antragsteller höflich empfangen, 

- die menschliche Würde und die Unversehrtheit der Antragsteller 
achten, 

- Personen nicht aufgrund ihres Geschlechts, ihrer Rasse, ethnischen 
Herkunft, Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, ihres 
Alters oder ihrer sexuellen Ausrichtung diskriminieren, und 

- die Geheimhaltungsregeln beachten, die auch nach Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses der Bediensteten oder bei Aussetzung 
oder Beendigung des Vertrags gelten; 

(…) 



Gerhard Robbers 

 38 

b. Verordnung (EG) Nr. 390/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. April 2009 zur Änderung der Gemeinsamen 
Konsularischen Instruktion an die diplomatischen Missionen und 
die konsularischen Vertretungen, die von Berufskonsularbeamten 

geleitet werden, hinsichtlich der Aufnahme biometrischer  
Identifikatoren einschließlich Bestimmungen über die  

Organisation der Entgegennahme und  
Bearbeitung von Visumanträgen 

Amtsblatt Nr. L 131 vom 28.05.2009, S. 0001 – 0010, zuletzt 
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009, Amtsblatt Nr. L 243 

vom 15.09.2009, S. 0001 – 0058 

[Gründe] 

(1) Um sicherzustellen, dass Antragsteller zuverlässig überprüft 
werden können und ihre Identität zweifelsfrei festgestellt werden 
kann, ist es erforderlich, in dem mit der Entscheidung 2004/512/EG 
des Rates [3] eingerichteten Visa-Informationssystem (VIS) biomet-
rische Daten zu verarbeiten und einen Rechtsrahmen für die Erfas-
sung dieser biometrischen Identifikatoren festzulegen. Außerdem 
setzt die Anwendung des VIS neue Formen der Organisation für die 
Entgegennahme von Visumanträgen voraus. 

(…) 

Artikel 1 Änderungen der Gemeinsamen Konsularischen Instruktion 

Die Gemeinsame Konsularische Instruktion an die diplomatischen 
Missionen und die konsularischen Vertretungen, die von Berufskon-
sularbeamten geleitet werden, wird wie folgt geändert: 

(…) 

2. Teil III wird wie folgt geändert: 

(…) 

b) Es wird folgende Nummer angefügt: 

"5. Verhalten der Bediensteten 

Die diplomatischen Missionen oder konsularischen Vertretungen der 
Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Antragsteller höflich behandelt 
werden. 

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben achten die Konsularbe-
diensteten die Menschenwürde uneingeschränkt. Getroffene Maß-
nahmen müssen in einem angemessenen Verhältnis zu den ange-
strebten Zielen stehen. 
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Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben dürfen die Konsularbe-
diensteten niemanden aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der 
ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Orientierung diskriminie-
ren." 

(…) 

5. Es wird folgende Anlage angefügt: 

"ANLAGE 19 

Liste der Mindestanforderungen, die im Falle einer Zusammenarbeit 
mit externen Dienstleistungserbringern in die Rechtsvereinbarung 
aufzunehmen sind 

(…) 

B. Der externe Dienstleistungserbringer beachtet bei der Ausführung 
seiner Tätigkeiten in Bezug auf das Verhalten der Bediensteten Fol-
gendes 

a) Er stellt sicher, dass seine Bediensteten angemessen ausgebildet 
werden; 

b) er gewährleistet, dass seine Bediensteten in Erfüllung ihrer Auf-
gaben 

- die Antragsteller höflich empfangen, 

- die menschliche Würde und die Unversehrtheit der Antragsteller 
achten, 

- Personen nicht aufgrund ihres Geschlechts, ihrer Rasse, ethnischen 
Herkunft, Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, ihres 
Alters oder ihrer sexuellen Ausrichtung diskriminieren und 

- die Geheimhaltungsregeln beachten, die auch nach Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses der Bediensteten oder bei Aussetzung 
oder Beendigung der Rechtsvereinbarung gelten; 

c. Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16. Dezember 2008 über gemeinsame Normen und  

Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung  
illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger 

Amtsblatt Nr. L 348 vom 24.12.2008, S. 0098 – 0107 

[Gründe] 

(21) Die Mitgliedstaaten sollten die Bestimmungen dieser Richtlinie 
ohne Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der 
Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Abstammung, der geneti-
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schen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschau-
ung, der politischen oder sonstigen Überzeugungen, der Zugehörig-
keit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung um-
setzen. 

d. Verordnung (EG) Nr. 767/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 9. Juli 2008 über das Visa-Informationssystem 
(VIS) und den Datenaustausch zwischen den Mitgliedstaaten über 

Visa für einen kurzfristigen Aufenthalt (VIS-Verordnung) 

Amtsblatt Nr. L 218 vom 13.08.2008, S. 0060 – 0081, zuletzt  
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009, Amtsblatt Nr. L 243 

vom 15.09.2009, S. 0001 – 0058  

[Gründe] 

(12) Jede Verarbeitung von VIS-Daten sollte in einem angemessenen 
Verhältnis zu den verfolgten Zielen stehen und für die Ausübung der 
Aufgaben der zuständigen Behörden erforderlich sein. Die zuständi-
gen Behörden sollten bei der Nutzung des VIS sicherstellen, dass die 
Menschenwürde und die Integrität der Personen, deren Daten ange-
fordert werden, geachtet werden sowie Personen nicht aufgrund des 
Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der Religion 
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Ausrichtung diskriminiert werden. 

KAPITEL I ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 7 Allgemeine Grundsätze 

(1) Jede gemäß dieser Verordnung zum Zugang zum VIS berechtigte 
zuständige Behörde stellt sicher, dass die Verwendung des VIS für 
die Ausübung der Aufgaben der zuständigen Behörden erforderlich, 
geeignet und angemessen ist. 

(2) Jede zuständige Behörde stellt sicher, dass bei der Nutzung des 
VIS Antragsteller und Personen mit Visa nicht aufgrund des Ge-
schlechts, der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der Religion oder 
der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuel-
len Ausrichtung diskriminiert und die Menschenwürde sowie die 
Integrität der Antragsteller und Personen mit Visa uneingeschränkt 
geachtet werden 
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e. Verordnung (EG) Nr. 863/2007 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. Juli 2007 über einen Mechanismus zur 

Bildung von Soforteinsatzteams für Grenzsicherungszwecke und 
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des Rates  

hinsichtlich dieses Mechanismus und der Regelung der  
Aufgaben und Befugnisse von abgestellten Beamten  

Amtsblatt Nr. L 199 vom 31.07.2007, S. 0030 – 0039 

[Gründe] 

(16) Diese Verordnung trägt zur korrekten Anwendung der Verord-
nung (EG) Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. März 2006 über einen Gemeinschaftskodex für das Über-
schreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) bei. 
Daher sollten die Teammitglieder und abgestellten Beamten bei der 
Durchführung der Grenzübertrittskontrollen und Grenzüberwachung 
Personen nicht aufgrund des Geschlechts, der Rasse oder der ethni-
schen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behin-
derung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung diskriminieren. 
Die bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Befugnisse getroffe-
nen Maßnahmen sollten, gemessen an den damit verfolgten Zielen, 
verhältnismäßig sein. 

Artikel 6 - Aufgaben und Befugnisse der Teammitglieder 

(2) Die Teammitglieder üben ihre Aufgaben und Befugnisse unter 
uneingeschränkter Wahrung der Menschenwürde aus. Die bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Befugnisse getroffenen Maß-
nahmen müssen, gemessen an den damit verfolgten Zielen, verhält-
nismäßig sein. Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Befugnis-
se dürfen die Teammitglieder Personen nicht aus Gründen des Ge-
schlechts, der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der Religion oder 
der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuel-
len Ausrichtung diskriminieren. 
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f. Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 15. März 2006 über einen Gemeinschaftskodex 

für das Überschreiten der Grenzen durch Personen  
(Schengener Grenzkodex)  

Amtsblatt Nr. L 105 vom 13.04.2006, S. 0001 – 0032, zuletzt 
geändert durch Beschluss des Rates der Europäischen Union vom 

05. Dezember 2011, Amtsblatt Nr. L 112  
vom 24.04.2012, S. 0006 – 0112 

Titel II Außengrenzen 

Kapitel I Überschreiten der Außengrenzen und 
Einreisevoraussetzungen 

Artikel 5 Einreisevoraussetzungen für Drittstaatsangehörige 

(1) Für einen Aufenthalt von bis zu drei Monaten je Sechsmonats-
zeitraum gelten für einen Drittstaatsangehörigen folgende Einreise-
voraussetzungen: (...) 

(2) Anhang I enthält eine nicht abschließende Liste von Belegen, die 
sich der Grenzschutzbeamte von dem Drittstaatsangehörigen vorle-
gen lassen kann, um zu prüfen, ob die Voraussetzungen des Absatzes 
1 Buchstabe c erfüllt sind. 

(...) 

Kapitel II Grenzkontrollen an den Außengrenzen und 
Einreiseverweigerung 

Artikel 6 Durchführung von Grenzübertrittskontrollen 

(1) Die Grenzschutzbeamten führen ihre Aufgaben unter uneinge-
schränkter Wahrung der Menschenwürde durch. 

Die zur Durchführung ihrer Aufgaben getroffenen Maßnahmen müs-
sen — gemessen an den damit verfolgten Zielen — verhältnismäßig 
sein. 

(2) Bei der Durchführung der Grenzübertrittskontrollen dürfen die 
Grenzschutzbeamten Personen nicht aus Gründen des Geschlechts, 
der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltan-
schauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrich-
tung diskriminieren. 

Anhang I 

Belege, anhand deren geprüft wird, ob die 
Einreisevoraussetzungen erfüllt sind. 

Bei den Belegen nach Artikel 5 Absatz 2 kann es sich handeln um: 
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(...) 

d) bei Reisen zu politischen, wissenschaftlichen, kulturellen, sportli-
chen oder religiösen Veranstaltungen oder aus anderen Gründen: 

Einladungen, Eintrittskarten, Aufnahmebestätigungen oder Pro-
gramme, möglichst unter Angabe des Namens der einladenden Stelle 
und der Dauer des Aufenthalts, oder sonstige geeignete Unterlagen, 
aus denen der Grund der Reise hervorgeht. 

g. Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des Rates vom 26. Oktober 
2004 zur Errichtung einer Europäischen Agentur für die operative 

Zusammenarbeit an den Außengrenzen der  
Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

Amtsblatt L 349 vom 25.11.2004, S. 0001 – 0011, zuletzt geändert 
durch Verordnung (EU) Nr. 1168/2011 des Europäischen  

Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011,  
Amtsblatt Nr. L 304 vom 22.11.2011, S. 0001 – 0017 

KAPITEL II AUFGABEN 

Artikel 3b Zusammensetzung und Einsatz von europäischen  
Grenzschutzteams 

(4) Die Mitglieder der europäischen Grenzschutzteams üben ihre Aufga-
ben und Befugnisse unter uneingeschränkter Achtung der Grundrechte, 
darunter Zugang zu Asylverfahren, und der Menschenwürde aus. Die bei 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Befugnisse getroffenen Maß-
nahmen müssen, gemessen an den damit verfolgten Zielen, verhältnis-
mäßig sein. Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Befugnisse dür-
fen sie Personen nicht aus Gründen des Geschlechts, der Rasse oder der 
ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Be-
hinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung diskriminieren. 

h. Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des  
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur  

Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit  
(Text von Bedeutung für den EWR und die Schweiz) 

Amtsblatt Nr. L 166 vom 30.04.2004, S. 0001 – 0123, zuletzt 
geändert durch Verordnung (EU) Nr. 1224/2012 der Kommission 

vom 18. Dezember 2012, Amtsblatt Nr. L 349  
vom 19.12.2012, S. 0045 – 0046 

TITEL I ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 3 Sachlicher Geltungsbereich 

(…) 
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(5) Diese Verordnung gilt nicht für 

a) soziale und medizinische Fürsorge oder 

b) Leistungen, bei denen ein Mitgliedstaat die Haftung für Personen-
schäden übernimmt und Entschädigung leistet, beispielsweise für 
Opfer von Krieg und militärischen Aktionen oder der sich daraus 
ergebenden Folgen, Opfer von Straftaten, Attentaten oder Terrorak-
ten, Opfer von Schäden, die von Bediensteten eines Mitgliedstaats in 
Ausübung ihrer Pflichten verursacht wurden, oder für Personen, die 
aus politischen oder religiösen Gründen oder aufgrund ihrer Ab-
stammung Nachteile erlitten haben. 

i. Kodex für gute Verwaltungspraxis im  
Gemeinschaftlichen Sortenamt 

Amtsblatt Nr. C 371 vom 23.12.2000, S. 0014 – 0017 

Artikel 5 Nichtdiskriminierung 

(1) Beim Umgang mit Ersuchen der Öffentlichkeit und bei der Be-
schlussfassung gewährleistet der Beamte, dass der Grundsatz der 
Gleichbehandlung beachtet wird. Einzelpersonen, die sich in der 
gleichen Situation befinden, werden auf vergleichbare Weise behan-
delt. 

(...) 

(3) Der Beamte enthält sich insbesondere jeder ungerechtfertigten 
unterschiedlichen Behandlung von Einzelpersonen aus Gründen der 
Nationalität, des Geschlechts, der rassischen oder ethnischen Her-
kunft, der Religion oder des Glaubens, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Ausrichtung. 

j. Leitfaden für die Pflichten der Beamten und Bediensteten des 
Europäischen Parlaments (Verhaltenskodex) 

Amtsblatt Nr. C 097 vom 05.04.2000, S. 0001 – 0012 

III. Beziehungen zu den Bürgern 

4. Der Beamte bzw. Bedienstete muss in Ausübung seiner Funktio-
nen und bei der Bearbeitung eines Antrags oder einer Angelegenheit 
stets jegliche Diskriminierung aufgrund von Nationalität, Ge-
schlecht, Rasse oder ethnischer Herkunft, Kultur, Religion, Alter, 
Sprache, sexueller Orientierung oder körperlicher Merkmale vermei-
den. Ferner darf er die ihm übertragenen Befugnisse bei der Aus-
übung seines Amtes niemals missbrauchen. 
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k. Richtlinie 97/67/EG des Europäischen Parlaments und des  
Rates vom 15. Dezember 1997 über gemeinsame Vorschriften für 

die Entwicklung des Binnenmarktes der Postdienste der  
Gemeinschaft und die Verbesserung der Dienstqualität 

Amtsblatt Nr. L 015 vom 21.01.1998, S. 0014 – 0025, zuletzt  
geändert durch Richtlinie 2008/6/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 20. Februar 2008, Amtsblatt Nr. L 52  
vom 27.02.2008, S. 0003 – 0020  

Kapitel 2 Universaldienst 

Artikel 5  

(1) Jeder Mitgliedstaat trägt dafür Sorge, dass bei der Bereitstellung 
des Universaldienstes folgende Anforderungen erfüllt sind: 

(...)  

- Erbringung der Dienstleistungen ohne Diskriminierung, insbeson-
dere ohne Diskriminierung aus politischen, religiösen oder weltan-
schaulichen Gründen;  

(...) 

4) Diskriminierungsverbot im Bereich der Entwicklungshilfe  

a. Verordnung (EG) Nr. 718/2007 der Kommission vom 12. Juni 
2007 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1085/2006 des 
Rates zur Schaffung eines Instruments für Heranführungshilfe 

(IPA) 

Amtsblatt Nr. L 170 vom 29.06.2007, S. 0001 – 0066, zuletzt  
geändert durch Durchführungsverordnung (EU) Nr. 813/2012 der 

Kommission vom 12. September 2012, Amtsblatt Nr. L 247  
vom 13.09.2012, S. 0012 – 0012 

Artikel 3 Grundsätze für die Hilfe 

Die Kommission gewährleistet, dass die folgenden Grundsätze für 
die Hilfe nach der IPA-Verordnung beachtet werden: 

- Für die gewährte Hilfe gelten die Grundsätze der Kohärenz, Kom-
plementarität, Koordinierung, Partnerschaft und Konzentration. 

- Die Hilfe ist mit der Politik der Europäischen Union vereinbar und 
fördert die Angleichung an den gemeinschaftlichen Besitzstand. 

- Die Hilfe genügt den in der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 1605/2002 festgelegten Haushaltsgrundsätzen. 
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- Die Hilfe entspricht dem im Erweiterungsprozess ermittelten Be-
darf und den Aufnahmekapazitäten des begünstigten Landes. Sie 
trägt auch den gesammelten Erfahrungen Rechnung. 

- Die Eigenverantwortung des begünstigten Landes für die Pro-
grammierung und Durchführung der Hilfe wird stark gefördert und 
angemessene Sichtbarkeit der Aktion der Europäischen Union ge-
währleistet. 

- Die Vorhaben werden gut vorbereitet und mit klaren, überprüfbaren 
Zielen versehen, die innerhalb einer bestimmten Frist zu verwirkli-
chen sind. 

- Jede Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der 
ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung wird in allen 
Phasen der Durchführung der Hilfe verhindert. 

- Die Ziele der Heranführungshilfe werden im Rahmen der nachhal-
tigen Entwicklung und des von der Gemeinschaft geförderten Ziels 
verfolgt, die Umwelt zu schützen und ihre Qualität zu verbessern. 

b. Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates am 18. Dezember 2006 zur Schaffung eines  

Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit  

Amtsblatt Nr. L 378 vom 27.12.2006, S. 0041 – 0071, zuletzt  
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 1341/2011 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011,  
Amtsblatt Nr. L 347 vom 30.12.2011, S. 0034 – 0040 

Artikel 5 Geografische Programme 

1. Ein geografisches Programm umfasst in geeigneten Tätigkeitsbe-
reichen die Zusammenarbeit mit Partnerländern und -regionen, die 
nach geografischen Gesichtspunkten ausgewählt werden. 

2. Im Einklang mit dem allgemeinen Gegenstand und dem Anwen-
dungsbereich sowie den Zielen und allgemeinen Grundsätzen dieser 
Verordnung erstreckt sich die Gemeinschaftshilfe für die Länder 
Lateinamerikas, Asiens, Mittelasiens, des Nahen und Mittleren Os-
tens (wie in Anhang I bestimmt) sowie für Südafrika auf Maßnah-
men in den folgenden Kooperationsbereichen: 

a) Förderung der Umsetzung von politischen Strategien, die auf die 
Beseitigung der Armut und die Verwirklichung der Millenniums-
Entwicklungsziele ausgerichtet sind; 
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Menschliche Entwicklung 

b) Erfüllung der Grundbedürfnisse der Bevölkerung mit besonderem 
Augenmerk auf die allgemeine Grundbildung und die Gesundheit, 
insbesondere durch 

Gesundheit 

i) Ausweitung des Zugangs zu und der Versorgung mit Gesundheits-
dienstleistungen für Bevölkerungsgruppen mit niedrigerem Ein-
kommen und Randgruppen, einschließlich Frauen und Kindern, 
Gruppenangehörigen, die aus ethnischen, religiösen oder anderen 
Gründen diskriminiert werden, und behinderten Menschen mit be-
sonderem Schwerpunkt auf den einschlägigen Millenniums-
Entwicklungszielen, nämlich Verringerung der Kindersterblichkeit, 
Verbesserung der Gesundheit von Müttern und Kindern und der 
sexuellen und reproduktiven Gesundheit und der damit verbundenen 
Rechte gemäß der Agenda von Kairo der Internationalen Konferenz 
für Bevölkerung und Entwicklung (ICPD) sowie Bekämpfung ar-
mutsbedingter Krankheiten, insbesondere HIV/AIDS, Tuberkulose 
und Malaria; 

(...) 

c. Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 mit 
allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den 

Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der  
Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 

Amtsblatt Nr. L 210 vom 31.07.2006, S. 0025 – 0078, zuletzt 
geändert durch Verordnung (EU) Nr. 423/2012 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012, Amtsblatt Nr. L 133 

vom 23.05.2012, S. 0001 – 0006 

[Gründe] 

(30) Im Rahmen ihrer Anstrengungen zugunsten der wirtschaftlichen 
und sozialen Kohäsion ist es in allen Phasen der Durchführung des 
Fonds das Ziel der Gemeinschaft, in Einklang mit den Artikeln 2 und 
3 des Vertrags, Ungleichheiten zu beseitigen und die Gleichstellung 
von Männern und Frauen zu fördern sowie jede Form der Diskrimi-
nierung aufgrund des Geschlechts, der Rasse oder ethnischen Her-
kunft, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu verhüten. 
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Artikel 16 Gleichstellung von Männern und Frauen und Nichtdis-
kriminierung 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission stellen sicher, dass die 
Gleichstellung von Männern und Frauen und die Berücksichtigung 
des Gleichstellungsaspekts auf den verschiedenen Stufen der Durch-
führung der Fondstätigkeiten gefördert werden. 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission treffen die erforderlichen 
Maßnahmen gegen jede Form der Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts, der Rasse oder ethnischen Herkunft, der Religion oder 
Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Ausrichtung auf den verschiedenen Stufen der Durchführung der 
Fondstätigkeiten und insbesondere in Bezug auf den Zugang zu den 
Fonds. Insbesondere der Zugang für Behinderte ist eines der Krite-
rien, die bei der Festlegung der aus Mitteln der Fonds kofinanzierten 
Vorhaben sowie auf den verschiedenen Stufen der Durchführung zu 
beachten sind. 

d. Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 5. Juli 2006 über den Europäischen Fonds für 

regionale Entwicklung und zur Aufhebung der  
Verordnung (EG) Nr. 1783/1999 

Amtsblatt Nr. L 210 vom 31.07.2006, S. 0001 – 0011, zuletzt  
geändert durch Verordnung (EU) Nr. 437/2010 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010, Amtsblatt Nr. L 132 

vom 29.05.2010, S. 0001 – 0002 

[Gründe] 

(8) Die Mitgliedstaaten und die Kommission sollten sicherstellen, 
dass es während der verschiedenen Durchführungsphasen der aus 
dem EFRE kofinanzierten operationellen Programme zu keiner Dis-
kriminierung aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, 
des Alters oder der sexuellen Ausrichtung kommt. 
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e. Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 
2005 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums 

durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die  
Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) 

Amtsblatt Nr. L 277 vom 21.10.2005, S. 0001 – 0040, zuletzt  
geändert durch Verordnung (EU) Nr. 1312/2011 des Rates vom 

19. Dezember 2011, Amtsblatt Nr. L 339  
vom 21.12.2011, S. 0001 – 0003 

Kapitel III Grundsätze der Förderung 

Artikel 8 Gleichstellung von Männern und Frauen und  
Nichtdiskriminierung 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission fördern die Gleichstellung 
von Männern und Frauen und stellen sicher, dass auf den verschie-
denen Stufen der Umsetzung der Programme Diskriminierungen 
wegen des Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der 
Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder 
der sexuellen Ausrichtung ausgeschlossen sind. 

Das umfasst gleichermaßen die Phasen der Konzeption, der Umset-
zung, der Begleitung und der Bewertung. 

f. Verordnung (EG) Nr. 1257/96 des Rates vom 20. Juni 1996 über 
die humanitäre Hilfe 

Amtsblatt Nr. L 163 vom 02.07.1996, S. 0001 – 0006, zuletzt  
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 219/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. März 2009, Amtsblatt Nr. L 87 

vom 31.03.2009, S. 0109 – 0154  

[Gründe] 

(...) 

Die humanitäre Hilfe, deren Ziel die Vermeidung und die Linderung 
menschlichen Leids ist, wird auf der Grundlage der Nichtdiskrimi-
nierung der Opfer, unabhängig von Rasse, Ethnie, Religion, Ge-
schlecht, Alter, Staatsangehörigkeit oder politischer Zugehörigkeit, 
gewährt und darf nicht von politischen Erwägungen geleitet oder 
diesen untergeordnet werden. 
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5) Diverse Empfehlungen und Entschließungen 

a. Entschließung des Rates vom 5. Dezember 2007 zu den  
Folgemaßnahmen zum Europäischen Jahr der  

Chancengleichheit für alle (2007) 

Amtsblatt Nr. C 308 vom 19.12.2007, S. 0001 – 0005 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

mit dem Hinweis darauf, dass: 

1. Nichtdiskriminierung und Gleichbehandlung, die insbesondere in 
den Artikeln 2, 3 und 13 des EG-Vertrags verankert sind, Grundprin-
zipien der Europäischen Union sind, die in sämtlichen Politikberei-
chen der EU berücksichtigt werden sollten; 

2. Artikel 21 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union ein 
Verbot der Diskriminierung anerkennt, wobei verschiedene Diskri-
minierungsgründe aufgeführt werden, und dass in Artikel 23 der 
Charta die Verpflichtung anerkannt wird, die Gleichheit von Män-
nern und Frauen in allen Bereichen sicherzustellen; 

(…) 

in der Erwägung, dass: 

1. trotz großer Fortschritte bei der Förderung der Gleichbehandlung 
und der Bekämpfung von Diskriminierungen — unter anderem dank 
dem Erlass von Rechtsvorschriften zur Gleichbehandlung und der 
Einsetzung einzelstaatlicher Gleichbehandlungsstellen — Ungleich-
behandlung und Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, der 
Rasse oder der ethnischen Herkunft, des Alters, einer Behinderung, 
der Religion, der Weltanschauung oder der sexuellen Ausrichtung in 
der EU nach wie vorkommen, was für die einzelnen betroffenen 
Frauen und Männer und für die Gesellschaft der jeweiligen Mitglied-
staaten insgesamt erhebliche nachteilige Auswirkungen hat; 

(…) 

mit der Feststellung, dass: 

1. die Gleichbehandlungspolitik ein wesentliches Instrument zur 
Förderung des sozialen Zusammenhalts, des Wirtschaftswachstums, 
des Wohlstands und der Wettbewerbsfähigkeit und damit auch der 
Lissabon-Strategie für Wachstum und Beschäftigung ist; 

2. die drei bisher im Rahmen von Artikel 13 des EG-Vertrags ange-
nommenen Richtlinien zur Umsetzung des Grundsatzes der Chan-
cengleichheit folgende sind: die Richtlinie 2000/43/EG des Rates [5] 
über die Diskriminierung aus Gründen der Rasse oder der ethnischen 
Herkunft in den Bereichen Beschäftigung, Zugang zu Gütern und 
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Dienstleistungen, Bildung sowie soziale Sicherung, die Richtlinie 
2000/78/EG des Rates [6], die alle weiteren Diskriminierungsgründe 
betrifft, also Diskriminierungen aus Gründen der Religion oder der 
Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Ausrichtung, in Beschäftigung und Beruf sowie die Richtlinie 
2004/113/EG des Rates [7] über die Diskriminierung aus Gründen 
des Geschlechts beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen und 
bei der Versorgung damit; 

(…) 

5. es von wesentlicher Bedeutung ist, dass die Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Diskriminierung aus Gründen der Rasse oder der 
ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung jeweils der 
unterschiedlichen Art und Weise, wie Frauen und Männer die Dis-
kriminierungen erfahren, Rechnung tragen; 

(…) 

7. die Vorzüge der Vielfalt — sowohl für die Gesellschaft in den 
Mitgliedstaaten als auch für den Einzelnen — in Anbetracht des 
positiven Beitrags, den alle Menschen ungeachtet ihres Geschlechts, 
ihrer Rasse oder ethnischen Herkunft, ihrer Religion oder Weltan-
schauung, einer Behinderung, ihres Alters oder sexuellen Ausrich-
tung leisten können, hervorgehoben werden sollten; 

(…) 

fordert die Mitgliedstaaten und die Europäische Kommission auf, im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten: 

1. die vollständige und wirksame Anwendung und Bewertung der 
bestehenden Rechtsvorschriften zur Bekämpfung von Diskriminie-
rungen und der Rechtsvorschriften im Bereich der Geschlech-
tergleichstellung sicherzustellen; 

2. die Bemühungen zur Verhütung und Bekämpfung von Diskrimi-
nierungen aufgrund des Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, 
des Alters oder der sexuellen Ausrichtung innerhalb und außerhalb 
des Arbeitsmarktes zu verstärken; 

(…) 

19. alle Formen der Diskriminierung gegen Personen aufgrund ihrer 
Religion oder Weltanschauung scharf zu verurteilen und alle erfor-
derlichen Maßnahmen zu ergreifen, um sie zu verhüten; 

(…) 
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b. Empfehlung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Dezember 2006 über den Schutz Minderjähriger und  
den Schutz der Menschenwürde und über das Recht auf  

Gegendarstellung im Zusammenhang mit der  
Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Industriezweiges  

der audiovisuellen Dienste und Online-Informationsdienste 

Amtsblatt Nr. L 378 vom 27.12.2006, S. 0072 – 0077 

[Gründe] 

(5) Die Gemeinschaft ist bereits bei den audiovisuellen Diensten und 
Informationsdiensten tätig geworden, um die erforderlichen Voraus-
setzungen zu schaffen, um den freien Verkehr mit Fernsehsendungen 
und anderen Informationsdiensten unter Beachtung der Grundsätze 
des freien Wettbewerbs, der freien Meinungsäußerung und der In-
formationsfreiheit sicherzustellen; sie sollte jedoch entschlossener in 
diesem Bereich intervenieren, um Maßnahmen zu erlassen, die die 
Verbraucher vor der Aufstachelung zur Diskriminierung aus Grün-
den des Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der 
Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Ausrichtung schützen, und um jegliche derartige 
Diskriminierung zu bekämpfen. Solche Maßnahmen sollten ein 
Gleichgewicht zwischen dem Schutz der Rechte des Einzelnen einer-
seits und dem Recht auf freie Meinungsäußerung andererseits her-
stellen, insbesondere in Bezug auf die Zuständigkeit der Mitglied-
staaten für die Festlegung der Begriffe der Aufstachelung zum Hass 
oder zur Diskriminierung nach nationalem Recht und moralischen 
Werten. 

(…) 

(18) Der Industriezweig der audiovisuellen Dienste und Online-
Informationsdienste sollte auf mitgliedstaatlicher Ebene ermutigt 
werden, unter Wahrung der Meinungs- und Pressefreiheit jede Dis-
kriminierung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse oder der ethni-
schen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behin-
derung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung in diesen Medien 
und der Werbung, einschließlich der neuen Werbeformen, zu ver-
meiden und zu bekämpfen. 

(…) 

EMPFEHLEN: 

I. den Mitgliedstaaten in dem Bestreben um Förderung der Entwick-
lung des Industriezweiges der audiovisuellen Dienste und Online-
Informationsdienste, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 
den Schutz Minderjähriger und der Menschenwürde in allen audiovi-
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suellen Diensten und Online-Informationsdiensten sicherzustellen, 
indem sie 

(…) 

3. eine verantwortungsvolle Haltung bei den einschlägigen Berufs-
gruppen, Vermittlern und Nutzern der neuen Kommunikationsmittel 
wie das Internet durch folgende Maßnahmen fördern: 

a) Ermutigung des Industriezweiges der audiovisuellen Medien und 
Online-Informationsdienste, unter Wahrung der Meinungs- und 
Pressefreiheit Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, der 
Rasse oder der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltan-
schauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrich-
tung in allen audiovisuellen Medien und Online-Informations-
diensten zu verhindern und solche Diskriminierungen zu bekämpfen; 

(…) 

II. dem Industriezweig der audiovisuellen Dienste und Online-
Informationsdienste sowie anderen betroffenen Parteien, 

(…) 

4. zu prüfen, wie Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts, der 
Rasse oder der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltan-
schauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrich-
tung in den audiovisuellen Diensten und den Online-Informations-
diensten effizient vermieden und bekämpft und ein differenziertes 
und realistisches Bild der Möglichkeiten und Fähigkeiten von Män-
nern und Frauen in der Gesellschaft gefördert werden kann; 

c. Empfehlung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
18. Dezember 2006 zu Schlüsselkompetenzen für  

lebensbegleitendes Lernen  

Amtsblatt Nr. L 394 vom 30.12.2006, S. 0010 – 0018 

ANHANG — SCHLÜSSELKOMPETENZEN FÜR 
LEBENSBEGLEITENDES LERNEN — EIN 
EUROPÄISCHER REFERENZRAHMEN 

Schlüsselkompetenzen 

Kompetenzen sind hier definiert als eine Kombination aus Wissen, 
Fähigkeiten und Einstellungen, die an das jeweilige Umfeld ange-
passt sind. Schlüsselkompetenzen sind diejenigen Kompetenzen, die 
alle Menschen für ihre persönliche Entfaltung, soziale Integration, 
Bürgersinn und Beschäftigung benötigen. 

Der Referenzrahmen umfasst acht Schlüsselkompetenzen: 
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(…)  

6. Soziale Kompetenz und Bürgerkompetenz 

Definition: 

Diese Kompetenzen umfassen personelle, interpersonelle sowie 
interkulturelle Kompetenzen und betreffen alle Formen von Verhal-
ten, die es Personen ermöglichen, in effizienter und konstruktiver 
Weise am gesellschaftlichen und beruflichen Leben teilzuhaben, 
insbesondere in zunehmend heterogenen Gesellschaften, und gege-
benenfalls Konflikte zu lösen. Die Bürgerkompetenz rüstet den Ein-
zelnen dafür, ausgehend von der Kenntnis der gesellschaftlichen und 
politischen Konzepte und Strukturen und der Verpflichtung zu einer 
aktiven und demokratischen Beteiligung, umfassend am staatsbür-
gerlichen Leben teilzunehmen. 

Wesentliche Kenntnisse, Fähigkeiten und Einstellungen im Zusam-
menhang mit dieser Kompetenz 

(…) 

B. Bürgerkompetenz beruht auf der Kenntnis der Konzepte der De-
mokratie, Gerechtigkeit, Gleichberechtigung, Staatsbürgerschaft und 
Bürgerrechte, wie sie in der Charta der Grundrechte der Europäi-
schen Union und internationalen Erklärungen festgelegt sind und wie 
sie von verschiedenen Institutionen auf lokaler, regionaler, nationa-
ler, europäischer und internationaler Ebene angewendet werden. (…) 

Die volle Achtung der Menschenrechte sowie der Gleichheit als 
Grundlage für Demokratie sowie die Anerkennung und das Verste-
hen der Unterschiede zwischen Wertesystemen unterschiedlicher 
Religionen oder ethnischer Gruppen legen den Grundstein für eine 
positive Einstellung. Dies bedeutet sowohl ein Zugehörigkeitsgefühl 
zu seiner Stadt, seinem Land, der Europäischen Union und Europa 
allgemein und zu der Welt als auch die Bereitschaft, an der demokra-
tischen Entscheidungsfindung auf allen Ebenen mitzuwirken. Dazu 
gehört auch, Verantwortungsbewusstsein zu zeigen sowie Verständ-
nis und Achtung der gemeinsamen Werte, die erforderlich sind, um 
den Zusammenhalt der Gemeinschaft zu gewährleisten, beispiels-
weise die Achtung demokratischer Grundsätze. Eine konstruktive 
Beteiligung umfasst auch andere staatsbürgerliche Aktivitäten, die 
Unterstützung von gesellschaftlicher Vielfalt, Zusammenhalt und 
nachhaltiger Entwicklung sowie die Bereitschaft, die Werte und die 
Privatsphäre anderer zu respektieren. 
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d. Empfehlung der Kommission vom 11. März 2005 über die  
Europäische Charta für Forscher und einen Verhaltenskodex für 

die Einstellung von Forschern (Text von Bedeutung für den EWR) 

Amtsblatt Nr. L 075 vom 22.03.2005, S. 0067 – 0077 

ANHANG 

ABSCHNITT 1 Die Europäische Charta für Forscher 

FÜR ARBEITGEBER UND FÖRDERER GELTENDE  
ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE UND ANFORDERUNGEN 

Nichtdiskriminierung 

Arbeitgeber und/oder Förderer von Forschern diskriminieren For-
scher in keinerlei Hinsicht wegen des Geschlechts, des Alters, der 
ethnischen, nationalen oder sozialen Herkunft, der Religion oder der 
Weltanschauung, der sexuellen Ausrichtung, der Sprache, einer 
Behinderung, politischen Anschauung oder der sozialen oder wirt-
schaftlichen Umstände. 

e. Empfehlung des Rates vom 27. Juli 1992 über die Annäherung 
der Ziele und der Politiken im Bereich des sozialen Schutzes  

Amtsblatt Nr. L 245 vom 26/08/1992, S. 0049 – 0052 

I. EMPFIEHLT DEN MITGLIEDSTAATEN, 

(…) 

A. ihre allgemeine Politik auf dem Gebiet des sozialen Schutzes - 
unbeschadet der Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten für die Be-
stimmung der Grundsätze und des Aufbaus ihrer eigenen Systeme in 
den betreffenden Bereichen - an folgenden Zielen auszurichten: 

(…) 

2. Die Gewährung von Leistungen im Rahmen des sozialen Schutzes 
unterliegt folgenden Prinzipien:  

a) Prinzip der Gleichbehandlung, so dass jegliche Diskriminierung 
aufgrund der Nationalität, der Rasse, des Geschlechts, der Religion, 
der Sitten und Gebräuche oder der politischen Gesinnung vermieden 
wird, sofern die Anwärter die Bedingungen hinsichtlich der zum 
Erhalt von Leistungen erforderlichen Beitritts- und/oder Aufent-
haltsdauer erfüllen; 
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C. Arbeitsrecht (Ruhezeit) 

1. Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 4. November 2003 über bestimmte  

Aspekte der Arbeitszeitgestaltung 

Amtsblatt Nr. L 299 vom 18.11.2003, S. 0009 – 0019 

Kapitel 2 Mindestruhezeiten – Sonstige Aspekte der  
Arbeitszeitgestaltung  

Artikel 3 Tägliche Ruhezeit 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit 
jedem Arbeitnehmer pro 24-Stunden-Zeitraum eine Mindestruhezeit 
von elf zusammenhängenden Stunden gewährt wird. 

Artikel 4 Ruhepause 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit 
jedem Arbeitnehmer bei einer täglichen Arbeitszeit von mehr als 
sechs Stunden eine Ruhepause gewährt wird; die Einzelheiten, ins-
besondere Dauer und Voraussetzung für die Gewährung dieser Ru-
hepause, werden in Tarifverträgen oder Vereinbarungen zwischen 
den Sozialpartnern oder in Ermangelung solcher Übereinkünfte in 
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften festgelegt. 

Artikel 5 Wöchentliche Ruhezeit 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit 
jedem Arbeitnehmer pro Siebentageszeitraum eine kontinuierliche 
Mindestruhezeit von 24 Stunden zuzüglich der täglichen Ruhezeit 
von elf Stunden gemäß Artikel 3 gewährt wird. 

Wenn objektive, technische oder arbeitsorganisatorische Umstände 
dies rechtfertigen, kann eine Mindestruhezeit von 24 Stunden ge-
wählt werden. 

Artikel 6 Wöchentliche Höchstarbeitszeit 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit 
nach Maßgabe der Erfordernisse der Sicherheit und des Gesundheits-
schutzes der Arbeitnehmer: 

a) die wöchentliche Arbeitszeit durch innerstaatliche Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften oder in Tarifverträgen oder Vereinbarungen 
zwischen den Sozialpartnern festgelegt wird;  

b) die durchschnittliche Arbeitszeit pro Siebentageszeitraum 
48 Stunden einschließlich der Überstunden nicht überschreitet. 
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Kapitel 3 Nachtarbeit – Schichtarbeit – Arbeitsrhythmus 

Artikel 8 Dauer der Nachtarbeit 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit: 

a) die normale Arbeitszeit für Nachtarbeiter im Durchschnitt acht 
Stunden pro 24-Stunden-Zeitraum nicht überschreitet;  

b) Nachtarbeiter, deren Arbeit mit besonderen Gefahren oder einer 
erheblichen körperlichen oder geistigen Anspannung verbunden ist, 
in einem 24-Stunden-Zeitraum, während dessen sie Nachtarbeit 
verrichten, nicht mehr als acht Stunden arbeiten. 

Zum Zweck von Buchstabe b) wird im Rahmen von einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten oder von Tarifverträ-
gen oder Vereinbarungen zwischen den Sozialpartnern festgelegt, 
welche Arbeit unter Berücksichtigung der Auswirkungen der Nacht-
arbeit und der ihr eigenen Risiken mit besonderen Gefahren oder 
einer erheblichen körperlichen und geistigen Anspannung verbunden 
ist. 

Kapitel 4 Sonstige Bestimmungen  

Artikel 16 Bezugszeiträume 

Die Mitgliedstaaten können für die Anwendung der folgenden Arti-
kel einen Bezugszeitraum vorsehen, und zwar 

a) für Artikel 5 (wöchentliche Ruhezeit) einen Bezugszeitraum bis 
zu 14 Tagen;  

b) für Artikel 6 (wöchentliche Höchstarbeitszeit) einen Bezugszeit-
raum bis zu vier Monaten. 

Die nach Artikel 7 gewährten Zeiten des bezahlten Jahresurlaubs 
sowie die Krankheitszeiten bleiben bei der Berechnung des Durch-
schnitts unberücksichtigt oder sind neutral;  

c) für Artikel 8 (Dauer der Nachtarbeit) einen Bezugszeitraum, der 
nach Anhörung der Sozialpartner oder in Tarifverträgen oder Ver-
einbarungen zwischen den Sozialpartnern auf nationaler oder regio-
naler Ebene festgelegt wird. 

Fällt die aufgrund von Artikel 5 verlangte wöchentliche Mindestru-
hezeit von 24 Stunden in den Bezugszeitraum, so bleibt sie bei der 
Berechnung des Durchschnitts unberücksichtigt. 
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Kapitel 5 Abweichungen und Ausnahmen 

Artikel 17 Abweichungen 

(1) Unter Beachtung der allgemeinen Grundsätze des Schutzes der 
Sicherheit und der Gesundheit der Arbeitnehmer können die Mit-
gliedstaaten von den Artikeln 3 bis 6, 8 und 16 abweichen, wenn die 
Arbeitszeit wegen der besonderen Merkmale der ausgeübten Tätig-
keit nicht gemessen und/oder nicht im Voraus festgelegt wird oder 
von den Arbeitnehmern selbst festgelegt werden kann, und zwar 
insbesondere in Bezug auf nachstehende Arbeitnehmer: 

a) leitende Angestellte oder sonstige Personen mit selbstständiger 
Entscheidungsbefugnis;  

b) Arbeitskräfte, die Familienangehörige sind; 

c) Arbeitnehmer, die im liturgischen Bereich von Kirchen oder Reli-
gionsgemeinschaften beschäftigt sind. 

2. Richtlinie 94/33/EG des Rates vom 22. Juni 1994 über den  
Jugendarbeitsschutz 

Amtsblatt Nr. L 216 vom 20.08.1994, S. 0012 – 0020, zuletzt  
geändert durch Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 20. Juni 2007, Amtsblatt Nr. L 165 vom 
27.06.2007, S. 0021 – 0024  

[Gründe] 

(...) 

Bei der wöchentlichen Ruhezeit muss der Unterschiedlichkeit der 
kulturellen, ethnischen, religiösen und anderen Faktoren in den Mit-
gliedstaaten hinreichend Rechnung getragen werden. Insbesondere 
fällt es in den Zuständigkeitsbereich eines jeden Mitgliedstaats, letzt-
lich darüber zu befinden, ob und in welchem Maße der Sonntag in 
die wöchentliche Ruhezeit einzubeziehen ist. 

(...) 
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D. Asylrecht 

1. Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung 

von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit 
Anspruch auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen  

Status für Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht  
auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu  

gewährenden Schutzes  

Amtsblatt Nr. L 337 vom 20/12/2011 S. 0009 – 0026 

[Gründe] 

(29) Eine der Voraussetzungen für die Flüchtlingseigenschaft im 
Sinne von Artikel 1 Abschnitt A der Genfer Flüchtlingskonvention 
ist das Bestehen eines Kausalzusammenhangs zwischen den Grün-
den der Verfolgung, nämlich Rasse, Religion, Nationalität, politische 
Überzeugung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe, und den Verfolgungshandlungen oder dem fehlenden Schutz 
vor solchen Handlungen. 

Kapitel I Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

(…) 

d) "Flüchtling" einen Drittstaatsangehörigen, der aus der begründe-
ten Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationali-
tät, politischen Überzeugung oder Zugehörigkeit zu einer bestimm-
ten sozialen Gruppe sich außerhalb des Landes befindet, dessen 
Staatsangehörigkeit er besitzt, und den Schutz dieses Landes nicht in 
Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in Anspruch 
nehmen will, oder einen Staatenlosen, der sich aus denselben vorge-
nannten Gründen außerhalb des Landes seines vorherigen gewöhnli-
chen Aufenthalts befindet und nicht dorthin zurückkehren kann oder 
wegen dieser Furcht nicht dorthin zurückkehren will und auf den 
Artikel 12 keine Anwendung findet; 

e) "Flüchtlingseigenschaft" die Anerkennung eines Drittstaatsange-
hörigen oder eines Staatenlosen als Flüchtling durch einen Mitglied-
staat; 

(…) 
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Kapitel III Anerkennung als Flüchtling 

(…) 

Artikel 10 Verfolgungsgründe 

(1) Bei der Prüfung der Verfolgungsgründe berücksichtigen die 
Mitgliedstaaten Folgendes: 

a) Der Begriff der Rasse umfasst insbesondere die Aspekte Hautfar-
be, Herkunft und Zugehörigkeit zu einer bestimmten ethnischen 
Gruppe; 

b) der Begriff der Religion umfasst insbesondere theistische, nicht-
theistische und atheistische Glaubensüberzeugungen, die Teilnahme 
bzw. Nichtteilnahme an religiösen Riten im privaten oder öffentli-
chen Bereich, allein oder in Gemeinschaft mit anderen, sonstige 
religiöse Betätigungen oder Meinungsäußerungen und Verhaltens-
weisen Einzelner oder einer Gemeinschaft, die sich auf eine religiöse 
Überzeugung stützen oder nach dieser vorgeschrieben sind; 

(…) 

(2) Bei der Bewertung der Frage, ob die Furcht eines Antragstellers 
vor Verfolgung begründet ist, ist es unerheblich, ob der Antragsteller 
tatsächlich die Merkmale der Rasse oder die religiösen, nationalen, 
sozialen oder politischen Merkmale aufweist, die zur Verfolgung 
führen, sofern ihm diese Merkmale von seinem Verfolger zuge-
schrieben werden. 

2. Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 über 
Mindestnormen für Verfahren in den Mitgliedstaaten zur  

Zuerkennung und Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft 

Amtsblatt Nr. L 326 vom 13.12.2005, S. 0013 – 0034 

Artikel 27 

Konzept des sicheren Drittstaats 

(1) Die Mitgliedstaaten können das Konzept des sicheren Drittstaats 
nur dann anwenden, wenn die zuständigen Behörden sich davon 
überzeugt haben, dass ein Asylsuchender in dem betreffenden Dritt-
staat nach folgenden Grundsätzen behandelt wird: 

a) keine Gefährdung von Leben und Freiheit aus Gründen der Rasse, 
der Religion, der Nationalität, der Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder der politischen Überzeugung, 
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3. Richtlinie 2004/81/EG des Rates vom 29. April 2004 über die 
Erteilung von Aufenthaltstiteln für Drittstaatsangehörige, die  

Opfer des Menschenhandels sind oder denen Beihilfe zur illegalen 
Einwanderung geleistet wurde und die mit den  

zuständigen Behörden kooperieren 

Amtsblatt Nr. L 261 vom 06.08.2004, S. 0019 – 0023 

[Gründe] 

(7) Die Mitgliedstaaten sollten die Bestimmungen dieser Richtlinie 
ohne unterschiedliche Behandlung aus Gründen des Geschlechts, der 
Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, geneti-
scher Merkmale, der Sprache, der Religion oder Weltanschauung, 
politischer oder sonstiger Überzeugungen, der Zugehörigkeit zu 
einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Be-
hinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung anwenden. 

4. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003  
betreffend die Rechtsstellung der langfristig  

aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen 

Amtsblatt Nr. L 016 vom 23.01.2004, S. 0044 – 0053, zuletzt  
geändert durch Richtlinie Nr. 2011/51/EU des Europäischen  

Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2011, Amtsblatt Nr. L 132 
vom 19.05.2011, S. 0001 – 0004 

[Gründe] 

(5) Die Mitgliedstaaten sollten diese Richtlinie ohne Diskriminie-
rung aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethni-
schen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Spra-
che, der Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder 
sonstigen Meinung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minder-
heit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder 
der sexuellen Ausrichtung durchführen. 
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E. Kultur 

1) Kulturgüter 

a. Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 des Rates vom 7. Juli 2003 
über bestimmte spezifische Beschränkungen in den  

wirtschaftlichen und finanziellen Beziehungen zu Irak und  
zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2465/1996 

Amtsblatt Nr. L 169 vom 08.07.2003, S. 0006 – 0023, zuletzt  
geändert durch Durchführungsverordnung (EU) Nr. 88/2012 der 

Kommission vom 1. Februar 2012, Amtsblatt Nr. L 030  
vom 02.02.2012, S. 0011 – 0012 

Artikel 3 

(1) Es ist untersagt, irakische Kulturgüter und andere Gegenstände 
von archäologischer, historischer, kultureller, besonderer wissen-
schaftlicher und religiöser Bedeutung, einschließlich der in Anhang 
II aufgelisteten Gegenstände, 

a) in das Gebiet der Gemeinschaft einzuführen oder zu verbringen, 

b) aus dem Gebiet der Gemeinschaft auszuführen oder zu verbringen 
und 

c) mit ihnen zu handeln, 

i) wenn sie illegal von irakischen Orten entfernt wurden, insbesonde-
re, wenn diese Gegenstände entweder Teil öffentlicher Sammlungen 
sind, die in den Bestandsverzeichnissen von irakischen Museen, 
Archiven oder besonderen Sammlungen von Bibliotheken oder aber 
in den Bestandsverzeichnissen religiöser Einrichtungen Iraks aufge-
führt sind, oder 

ii) ein begründeter Verdacht besteht, dass die Kulturgüter ohne Zu-
stimmung des rechtmäßigen Besitzers aus Irak oder aber unter Ver-
stoß gegen die einschlägigen irakischen Gesetze und Bestimmungen 
aus Irak verbracht wurden. 

(2) Dieses Verbot gilt nicht, wenn nachgewiesen wird, dass 

a) die Kulturgüter vor dem 6. August 1990 aus Irak ausgeführt wur-
den, oder 

b) die Kulturgüter den irakischen Einrichtungen gemäß dem in Ab-
satz 7 der UNSC-Resolution 1483 (2003) beschriebenen Ziel der 
sicheren Rückgabe zurückgegeben werden. 
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b. Richtlinie 93/7/EWG des Rates vom 15. März 1993 über die 
Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines  

Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern 

Amtsblatt Nr. L 074 vom 27.03.1993, S. 0074 – 0079, zuletzt  
geändert durch Richtlinie 2001/38/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 5. Juni 2001, Amtsblatt Nr. L 187  
vom 10.07.2001, S. 0043 – 0044 

[Gründe] 

(...) 

Diese Richtlinie sollte auch Kulturgüter erfassen, die als nationales 
Kulturgut eingestuft wurden und zu öffentlichen Sammlungen gehö-
ren oder im Bestandsverzeichnis kirchlicher Einrichtungen aufge-
führt sind, jedoch nicht unter die gemeinsamen Kategorien von Kul-
turgütern fallen. 

(...) 

Artikel 1  

Im Sinne dieser Richtlinie gilt als 

1. "Kulturgut":  

ein Gegenstand,  

- der vor oder nach der unrechtmäßigen Verbringung aus dem Ho-
heitsgebiet eines Mitgliedstaats nach den einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften oder Verwaltungsverfahren im Sinne des Artikels 36 des 
Vertrages als "nationales Kulturgut von künstlerischem, geschichtli-
chem oder archäologischem Wert" eingestuft wurde 

und 

- unter eine der im Anhang genannten Kategorien fällt oder, wenn 
dies nicht der Fall ist, 

- zu öffentlichen Sammlungen gehört, die im Bestandsverzeichnis 
von Museen, von Archiven oder von erhaltenswürdigen Beständen 
von Bibliotheken aufgeführt sind. 

Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten als "öffentliche Sammlun-
gen" diejenigen Sammlungen, die im Eigentum eines Mitgliedstaats, 
einer lokalen oder einer regionalen Behörde innerhalb eines Mit-
gliedstaats oder einer im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats gelege-
nen Einrichtung stehen, die nach der Rechtsordnung dieses Mitglied-
staats als öffentlich gilt, wobei dieser Mitgliedstaat oder eine lokale 
oder regionale Behörde entweder Eigentümer dieser Einrichtung ist 
oder sie zu einem beträchtlichen Teil finanziert;  
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- im Bestandsverzeichnis kirchlicher Einrichtungen aufgeführt ist; 

(...) 

Artikel 7  

(1) Die Mitgliedstaaten sehen in ihren Rechtsvorschriften vor, dass 
der Rückgabeanspruch gemäß dieser Richtlinie ein Jahr nach dem 
Zeitpunkt erlischt, zu dem der ersuchende Mitgliedstaat von dem Ort 
der Belegenheit des Kulturguts und der Identität seines Eigentümers 
oder Besitzers Kenntnis erhält.  

In jedem Fall erlischt der Rückgabeanspruch 30 Jahre nach dem 
Zeitpunkt, zu dem das Kulturgut unrechtmäßig aus dem Hoheitsge-
biet des ersuchenden Mitgliedstaats verbracht wurde. Handelt es sich 
jedoch um Kulturgüter, die zu öffentlichen Sammlungen gemäß 
Artikel 1 Nummer 1 gehören, sowie um kirchliche Güter in den 
Mitgliedstaaten, in denen sie nach den innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften besonderen Schutzregelungen unterliegen, so erlischt der 
Rückgabeanspruch nach 75 Jahren; hiervon ausgenommen sind die 
Mitgliedstaaten, in denen der Rückgabeanspruch unverjährbar ist, 
sowie bilaterale Abkommen zwischen Mitgliedstaaten, in denen eine 
Verjährungsfrist von über 75 Jahren festgelegt ist. 

Anhang  

Kategorien nach Artikel 1 Nummer 1 zweiter Gedankenstrich, denen 
als "Kulturgut" im Sinne von Artikel 36 des Vertrages eingestufte 
Gegenstände für eine Rückgabe gemäß dieser Richtlinie angehören 
müssen 

A.1. (...)  

2. Bestandteile von Kunst- und Baudenkmälern oder religiösen 
Denkmälern, die aus deren Aufteilung stammen und älter sind als 
100 Jahre. (...) 

2) Medien (bzw. Fernsehtätigkeit) 

Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen Parlaments und des  
Rates vom 10. März 2010 zur Koordinierung bestimmter  

Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten  
über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste  

(Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste)  
(Text von Bedeutung für den EWR) 

Amtsblatt Nr. L 095 vom 15/04/2010, S. 0001 – 0024 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Richtlinie 89/552/EWG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung bestimmter 
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Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie über audio-
visuelle Mediendienste) wurde mehrfach und erheblich geändert. 
Aus Gründen der Klarheit und der Übersichtlichkeit empfiehlt es 
sich, die genannte Richtlinie zu kodifizieren. 

(…)  

KAPITEL II ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 3 

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten den freien Empfang und be-
hindern nicht die Weiterverbreitung von audiovisuellen Medien-
diensten aus anderen Mitgliedstaaten in ihrem Hoheitsgebiet aus 
Gründen, die Bereiche betreffen, die durch diese Richtlinie koordi-
niert sind. 

(…) 

(4) Bei audiovisuellen Mediendiensten auf Abruf können die Mit-
gliedstaaten Maßnahmen ergreifen, um bezüglich eines bestimmten 
Dienstes von Absatz 1 abzuweichen, wenn die folgenden Bedingun-
gen erfüllt sind: 

a) Die Maßnahmen 

i) sind aus einem der folgenden Gründe erforderlich: 

- Schutz der öffentlichen Ordnung, insbesondere Verhütung, Ermitt-
lung, Aufklärung und Verfolgung von Straftaten, einschließlich des 
Jugendschutzes und der Bekämpfung der Hetze aus Gründen der 
Rasse, des Geschlechts, des Glaubens oder der Nationalität, sowie 
von Verletzungen der Menschenwürde einzelner Personen, 

(…) 

KAPITEL III – BESTIMMUNGEN FÜR ALLE  
AUDIOVISUELLEN MEDIENDIENSTE 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten sorgen mit angemessenen Mitteln dafür, dass die 
audiovisuellen Mediendienste, die von den ihrer Rechtshoheit unter-
worfenen Mediendiensteanbietern bereitgestellt werden, nicht zu 
Hass aufgrund von Rasse, Geschlecht, Religion oder Staatsangehö-
rigkeit aufstacheln. 
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Artikel 9 

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die audiovisuelle kom-
merzielle Kommunikation, die von den ihrer Rechtshoheit unterwor-
fenen Mediendiensteanbietern bereitgestellt wird, folgenden Anfor-
derungen genügt: 

a) audiovisuelle kommerzielle Kommunikation muss leicht als sol-
che zu erkennen sein. Schleichwerbung in der audiovisuellen kom-
merziellen Kommunikation ist verboten; 

b) in der audiovisuellen kommerziellen Kommunikation dürfen kei-
ne Techniken der unterschwelligen Beeinflussung eingesetzt werden; 

c) audiovisuelle kommerzielle Kommunikation darf nicht 

i) die Menschenwürde verletzen; 

ii) Diskriminierungen aufgrund von Geschlecht, Rasse oder ethni-
scher Herkunft, Staatsangehörigkeit, Religion oder Glauben, Behin-
derung, Alter oder sexueller Ausrichtung beinhalten oder fördern; 

(…) 

Artikel 10 

(…) 

(4) Nachrichtensendungen und Sendungen zur politischen Informati-
on dürfen nicht gesponsert werden. Die Mitgliedstaaten können sich 
dafür entscheiden, das Zeigen von Sponsorenlogos in Kindersendun-
gen, Dokumentarfilmen und Sendungen religiösen Inhalts zu unter-
sagen. 

KAPITEL VII FERNSEHWERBUNG UND TELESHOPPING 

Artikel 20 

(…) 

(2) Die Übertragung von Fernsehfilmen (mit Ausnahme von Serien, 
Reihen und Dokumentarfilmen), Kinospielfilmen und Nachrichten-
sendungen darf für jeden programmierten Zeitraum von mindestens 
30 Minuten einmal für Fernsehwerbung und/oder Teleshopping 
unterbrochen werden. Die Übertragung von Kindersendungen darf 
für jeden programmierten Zeitraum von mindestens 30 Minuten 
höchstens einmal für Fernsehwerbung und/oder Teleshopping unter-
brochen werden, jedoch nur, wenn die Gesamtdauer der Sendung 
nach dem Sendeplan mehr als 30 Minuten beträgt. Die Übertragung 
von Gottesdiensten darf nicht durch Fernsehwerbung oder Teleshop-
ping unterbrochen werden. 
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3) Urheberrecht 

Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des  
Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte 

des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte  
in der Informationsgesellschaft 

Amtsblatt Nr. L 167 vom 22.06.2001, S. 0010 – 0019 

Kapitel II Rechte und Ausnahmen 

Artikel 2 [Vervielfältigungsrecht] 

Die Mitgliedstaaten sehen für folgende Personen das ausschließliche 
Recht vor, die unmittelbare oder mittelbare, vorübergehende oder 
dauerhafte Vervielfältigung auf jede Art und Weise und in jeder 
Form ganz oder teilweise zu erlauben oder zu verbieten: 

a) für die Urheber in Bezug auf ihre Werke, 

b) für die ausübenden Künstler in Bezug auf die Aufzeichnungen 
ihrer Darbietungen, 

c) für die Tonträgerhersteller in Bezug auf ihre Tonträger, 

d) für die Hersteller der erstmaligen Aufzeichnungen von Filmen in 
Bezug auf das Original und die Vervielfältigungsstücke ihrer Filme, 

e) für die Sendeunternehmen in Bezug auf die Aufzeichnungen ihrer 
Sendungen, unabhängig davon, ob diese Sendungen drahtgebunden 
oder drahtlos, über Kabel oder Satellit übertragen werden. 

Artikel 3 [Recht der öffentlichen Wiedergabe von Werken und Recht 
der öffentlichen Zugänglichmachung sonstiger Schutzgegenstände] 

(...) 

Artikel 5 [Ausnahmen und Beschränkungen] 

(3) Die Mitgliedstaaten können in den folgenden Fällen Ausnahmen 
oder Beschränkungen in Bezug auf die in den Artikeln 2 und 3 vor-
gesehenen Rechte vorsehen: 

(...)  

c) für die Vervielfältigung durch die Presse, die öffentliche Wieder-
gabe oder die Zugänglichmachung von veröffentlichten Artikeln zu 
Tagesfragen wirtschaftlicher, politischer oder religiöser Natur oder 
von gesendeten Werken oder sonstigen Schutzgegenständen dieser 
Art, sofern eine solche Nutzung nicht ausdrücklich vorbehalten ist 
und sofern die Quelle, einschließlich des Namens des Urhebers, 
angegeben wird, oder die Nutzung von Werken oder sonstigen 
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Schutzgegenständen in Verbindung mit der Berichterstattung über 
Tagesereignisse, soweit es der Informationszweck rechtfertigt und 
sofern - außer in Fällen, in denen sich dies als unmöglich erweist - 
die Quelle, einschließlich des Namens des Urhebers, angegeben 
wird;  

(...)  

g) für die Nutzung bei religiösen Veranstaltungen oder offiziellen, 
von einer Behörde durchgeführten Veranstaltungen;  

(...) 
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F. Schlachtung oder Tötung von Tieren 

1. Verordnung (EG) Nr. 1099/2009 des Rates vom 24. September 
2009 über den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt der Tötung  

(Text von Bedeutung für den EWR)  

Amtsblatt Nr. L 303 vom 18.11.2009, S. 0001 – 0030 

[Gründe] 

(15) Das Protokoll (Nr. 33) besagt, dass bei der Festlegung und 
Durchführung der Politik der Gemeinschaft, unter anderem in den 
Bereichen Landwirtschaft und Binnenmarkt, die Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften und die Gepflogenheiten der Mitgliedstaaten 
insbesondere in Bezug auf religiöse Riten, kulturelle Traditionen und 
das regionale Erbe zu berücksichtigen sind. Daher ist es angebracht, 
kulturelle Veranstaltungen vom Anwendungsbereich dieser Verord-
nung auszunehmen, wenn sich die Einhaltung von Tierschutzvor-
schriften negativ auf die besonderen Merkmale der jeweiligen Ver-
anstaltung auswirken würde. 

(18) Die Richtlinie 93/119/EG sah im Fall der rituellen Schlachtung 
in einem Schlachthof eine Ausnahme von der Verpflichtung zur 
Betäubung vor. Die Gemeinschaftsvorschriften über die rituelle 
Schlachtung wurden je nach den einzelstaatlichen Bedingungen 
unterschiedlich umgesetzt, und die einzelstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten berücksichtigen Faktoren, die über den Anwendungsbereich 
dieser Verordnung hinausgehen; daher ist es wichtig, dass die Aus-
nahme von der Verpflichtung zur Betäubung von Tieren vor der 
Schlachtung aufrechterhalten wird, wobei den Mitgliedstaaten je-
doch ein gewisses Maß an Subsidiarität eingeräumt wird. Folglich 
wird mit dieser Verordnung die Religionsfreiheit sowie die Freiheit, 
seine Religion durch Gottesdienst, Unterricht, Bräuche und Riten zu 
bekennen, geachtet, wie dies in Artikel 10 der Charta der Grundrech-
te der Europäischen Union verankert ist. 

Artikel 2 Definitionen 

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

a) "Tötung" jedes bewusst eingesetzte Verfahren, das den Tod eines 
Tieres herbeiführt; 

b) "damit zusammenhängende Tätigkeiten" Tätigkeiten, die zeitlich 
und örtlich mit der Tötung von Tieren in Zusammenhang stehen, wie 
etwa ihre Handhabung, Unterbringung, Ruhigstellung, Betäubung 
und Entblutung; 
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c) "Tier" ein Wirbeltier mit Ausnahme von Reptilien und Amphi-
bien; 

d) "Nottötung" die Tötung von verletzten Tieren oder Tieren mit 
einer Krankheit, die große Schmerzen oder Leiden verursacht, wenn 
es keine andere praktikable Möglichkeit gibt, diese Schmerzen oder 
Leiden zu lindern; 

e) "Unterbringung" die Haltung von Tieren in Ställen, Buchten, 
überdachten Standplätzen oder Ausläufen, die im Rahmen des 
Schlachthofbetriebs bzw. als Teil davon genutzt werden; 

f) "Betäubung" jedes bewusst eingesetzte Verfahren, das ein Tier 
ohne Schmerzen in eine Wahrnehmungs- und Empfindungslosigkeit 
versetzt, einschließlich jedes Verfahrens, das zum sofortigen Tod 
führt; 

g) "religiöser Ritus" eine Reihe von Handlungen im Zusammenhang 
mit der Schlachtung von Tieren, die in bestimmten Religionen vor-
geschrieben sind; 

(…) 

Artikel 4 Betäubungsverfahren 

(1) Tiere werden nur nach einer Betäubung im Einklang mit den 
Verfahren und den speziellen Anforderungen in Bezug auf die An-
wendung dieser Verfahren gemäß Anhang I getötet. Die Wahrneh-
mungs- und Empfindungslosigkeit muss bis zum Tod des Tieres 
anhalten. 

Im Anschluss an die in Anhang I genannten Verfahren, die nicht zum 
sofortigen Tod führen (im Folgenden: "einfache Betäubung"), wird 
so rasch wie möglich ein den Tod herbeiführendes Verfahren, wie z. 
B. Entblutung, Rückenmarkszerstörung, Tötung durch elektrischen 
Strom oder längerer Sauerstoffentzug, angewandt. 

(…) 

(4) Für Tiere, die speziellen Schlachtmethoden unterliegen, die durch 
bestimmte religiöse Riten vorgeschrieben sind, gelten die Anforde-
rungen gemäß Absatz 1 nicht, sofern die Schlachtung in einem 
Schlachthof erfolgt. 

Artikel 27 Berichterstattung 

(…) 

(2) Spätestens bis 8. Dezember 2012 unterbreitet die Kommission 
dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht über die 
Systeme, mit denen Rinder durch Umdrehen oder eine unnatürliche 
Haltung ruhig gestellt werden. Dieser Bericht stützt sich auf die 
Ergebnisse einer wissenschaftlichen Untersuchung, bei der diese 
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Systeme mit Systemen verglichen werden, mit denen Rinder in auf-
rechter Haltung ruhig gestellt werden, und berücksichtigt die Tier-
schutzaspekte sowie die sozioökonomischen Auswirkungen, insbe-
sondere die Annehmbarkeit für die religiösen Gemeinschaften und 
die Sicherheit der Unternehmer. Die Kommission fügt dem Bericht 
gegebenenfalls Legislativvorschläge bei, mit denen diese Verord-
nung in Bezug auf die Systeme geändert werden soll, mit denen 
Rinder durch Umdrehen oder eine unnatürliche Haltung ruhig ge-
stellt werden. 

2. Richtlinie 2007/43/EG des Rates vom 28. Juni 2007 mit  
Mindestvorschriften zum Schutz von Masthühnern  

(Text von Bedeutung für den EWR) 

Amtsblatt Nr. L 182 vom 12.07.2007, S. 0019 – 0028 

[Gründe] 

(1) Gemäß dem Protokoll über den Tierschutz und das Wohlergehen 
der Tiere im Anhang des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft sind die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten ver-
pflichtet, den Erfordernissen des Wohlergehens der Tiere bei der 
Festlegung und Durchführung der Politik der Gemeinschaft in vol-
lem Umfang Rechnung zu tragen und hierbei die Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften und die Gepflogenheiten der Mitgliedstaaten 
insbesondere in Bezug auf religiöse Riten, kulturelle Traditionen und 
das regionale Erbe zu berücksichtigen. 

3. Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygiene-

vorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs  

Amtsblatt Nr. L 139 vom 30.04.2004, S. 0055 – 0205, zuletzt 
geändert durch Verordnung (EU) Nr. 16/2012 der Kommission vom 
11. Januar 2012, Amtsblatt Nr. L 8 vom 12.01.2012, S. 0029 – 0030 

Anhang III Besondere Anforderungen  

Kapitel IV: Schlachthygiene 

Lebensmittelunternehmer, die Schlachthöfe betreiben, in denen als 
Haustiere gehaltene Huftiere geschlachtet werden, müssen sicherstel-
len, dass folgende Vorschriften erfüllt sind: (...) 

7. Das Betäuben, Entbluten, Enthäuten, Ausschlachten und weitere 
Zurichten («dressing») muss ohne ungerechtfertigte Verzögerung so 
vorgenommen werden, dass jede Kontamination des Fleisches ver-
mieden wird. Insbesondere gilt Folgendes: 
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a) Die Luft- und die Speiseröhre dürfen beim Entbluten nicht verletzt 
werden, ausgenommen bei der Schlachtung nach religiösen Gebräu-
chen, 

4. Richtlinie 93/119/EG des Rates vom 22. Dezember 1993 über 
den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt der  

Schlachtung oder Tötung 

Amtsblatt Nr. L 340 vom 31.12.1993, S. 0021 – 0034, aufgehoben 
zum 31.12.2012 durch Verordnung (EG) Nr. 1099/2009 des Rates 

vom 24. September 2009, Amtsblatt Nr. L 303 vom 18.11.2009, 
S. 0001 – 0030 

[Gründe] 

(...) 

Zum Zeitpunkt der Schlachtung oder Tötung sollten den Tieren un-
vermeidbare Schmerzen und Leiden erspart werden. 

Es sind jedoch technisch-wissenschaftliche Versuche zuzulassen und 
besondere Erfordernisse bestimmter religiöser Riten zu berücksichti-
gen. 

(...) 

Kapitel I Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 2 Absatz 2 

Für die Anwendung der besonderen Bestimmungen bezüglich der 
Schlachtung nach bestimmten religiösen Riten und für die Überwa-
chung dieser Bestimmungen ist jedoch die betreffende Religionsge-
meinschaft in dem jeweiligen Mitgliedstaat zuständig, in deren Auf-
trag die Schlachtung erfolgt. Bei den genannten Bestimmungen han-
delt diese Gemeinschaft unter der Verantwortung des amtlichen 
Tierarztes im Sinne des Artikels 2 der Richtlinie 64/433/EWG. 

Artikel 5 

(1) Einhufer, Wiederkäuer, Schweine, Kaninchen und Geflügel, die 
zur Schlachtung in Schlachthöfe verbracht werden, sind 

(...) 

c) gemäß Anhang C vor dem Schlachten zu betäuben oder unmittel-
bar zu töten;  

(...) 
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(2) Für Tiere, bei denen aufgrund bestimmter religiöser Riten beson-
dere Schlachtmethoden angewandt werden, gelten die Auflagen nach 
Absatz 1 Buchstabe c) nicht. 

(...) 
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G. Datenschutz 

1. Verordnung (EU) Nr. 328/2011 der Kommission vom  
5. April 2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) 

Nr. 1338/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates zu 
Gemeinschaftsstatistiken über öffentliche Gesundheit und  

über Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz  
betreffend Statistiken über Todesursachen  

(Text von Bedeutung für den EWR)  

Amtsblatt Nr. L 090 vom 06/04/2011 S. 0022 – 0024 

Artikel 2 Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

(…) 

h) "Einwohner" den "üblichen Einwohner" an dem Ort, an dem eine 
Person normalerweise ihre täglichen Ruhephasen verbringt, unge-
achtet vorübergehender Abwesenheit zwecks Erholung, Urlaubs, 
Besuchs von Freunden und Verwandten, zu geschäftlichen Zwecken, 
medizinischer Behandlung oder aus religiöser Pilgerfahrt. 

(…) 

2. Verordnung (EG) Nr. 763/2008 des  
Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008  

über Volks- und Wohnungszählungen  
(Text von Bedeutung für den EWR) 

Amtsblatt Nr. L 218 vom 13.08.2008, S. 0014 – 0020, durchgeführt 
durch Verordnung (EG) Nr. 1201/2009 der Kommission vom 

30. November 2009, Amtsblatt Nr. L 329 vom 15.02.2009  
S. 0029 – 0068 

Artikel 1 Gegenstand 

Gegenstand dieser Verordnung ist die Aufstellung gemeinsamer 
Regeln für die Bereitstellung umfassender Daten über die Bevölke-
rung und die Wohnungssituation im Abstand von zehn Jahren. 

Artikel 2 Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestim-
mungen: 

(…) 
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d) "üblicher Aufenthaltsort" ist der Ort, an dem eine Person norma-
lerweise ihre täglichen Ruhephasen verbringt, ungeachtet vorüberge-
hender Abwesenheit zu Zwecken der Erholung, des Urlaubs, des 
Besuchs von Freunden und Verwandten, zu geschäftlichen Zwecken, 
zu medizinischer Behandlung oder religiöser Pilgerfahrt. 

3. Verordnung (EG) Nr. 862/2007 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. Juli 2007 zu Gemeinschaftsstatistiken über 
Wanderung und internationalen Schutz und zur Aufhebung der 

Verordnung (EWG) Nr. 311/76 des Rates über die Erstellung von 
Statistiken über ausländische Arbeitnehmer  

(Text von Bedeutung für den EWR)  

Amtsblatt Nr. L 199 vom 31.07.2007, S. 0023 – 0029 

Artikel 1 Gegenstand 

Diese Verordnung stellt gemeinsame Regeln für die Erhebung und 
Erstellung von Gemeinschaftsstatistiken auf, (…) 

Artikel 2 Definitionen 

(1) Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck: 

a) "üblicher Aufenthaltsort" den Ort, an dem eine Person normaler-
weise ihre täglichen Ruhephasen verbringt, ungeachtet vorüberge-
hender Abwesenheit zur Erholung, zum Urlaub, zum Besuch von 
Freunden und Verwandten, zu geschäftlichen Zwecken, zur medizi-
nischen Behandlung oder zur religiösen Pilgerfahrt oder, wenn diese 
Daten nicht vorliegen, den Ort des rechtlichen oder eingetragenen 
Wohnsitzes; 

4. Richtlinie 2002/14/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. März 2002 zur Festlegung eines allgemeinen  

Rahmens für die Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer 
in der Europäischen Gemeinschaft  

Amtsblatt Nr. L 080 vom 23.03.2002, S. 0029 – 0034 

Artikel 3 Anwendungsbereich 

(1) Diese Richtlinie gilt je nach Entscheidung der Mitgliedstaaten: 

a) für Unternehmen mit mindestens 50 Arbeitnehmern in einem 
Mitgliedstaat oder 

b) für Betriebe mit mindestens 20 Arbeitnehmern in einem Mitglied-
staat. 

Die Mitgliedstaaten bestimmen, nach welcher Methode die Schwel-
lenwerte für die Beschäftigtenzahl errechnet werden. 
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(2) Die Mitgliedstaaten können - unter Einhaltung der in dieser 
Richtlinie festgelegten Grundsätze und Ziele - spezifische Bestim-
mungen für Unternehmen oder Betriebe vorsehen, die unmittelbar 
und überwiegend politischen, koalitionspolitischen, konfessionellen, 
karitativen, erzieherischen, wissenschaftlichen oder künstlerischen 
Bestimmungen oder Zwecken der Berichterstattung oder Meinungs-
äußerung dienen, falls das innerstaatliche Recht Bestimmungen 
dieser Art zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie bereits 
enthält.  

5. Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher 

Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und  

zum freien Datenverkehr 

Amtsblatt Nr. L 008 vom 12.01.2001, S. 0001 – 0022 

[Gründe] 

(29) Bei den genannten Fällen handelt es sich um die Verarbeitung 
von Daten, aus denen die rassische oder ethnische Herkunft, politi-
sche Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen oder 
die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen, sowie die Verarbei-
tung von Daten über Gesundheit und Sexualleben, die erforderlich 
sind, um den spezifischen Pflichten und Rechten des für die Verar-
beitung Verantwortlichen auf dem Gebiet des Arbeitsrechts Rech-
nung zu tragen, oder die aus wichtigen Gründen des öffentlichen 
Interesses erforderlich sind. Es handelt sich ferner um die Verarbei-
tung von Daten, die Straftaten, strafrechtliche Verurteilungen oder 
Sicherungsregeln betreffen, oder auch die Erlaubnis, die betreffende 
Person einer Entscheidung zu unterwerfen, die für sie rechtliche 
Folgen nach sich zieht oder sie erheblich beeinträchtigt und die aus-
schließlich aufgrund einer automatisierten Verarbeitung von Daten 
zum Zweck der Bewertung einzelner Aspekte ihrer Person ergeht. 

Kapitel II Allgemeine Bestimmungen über die Rechtmäßigkeit 
der Verarbeitung personenbezogener Daten 

Abschnitt 3 Besondere Kategorien der Verarbeitung 

Artikel 10 Verarbeitung besonderer Datenkategorien 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten, aus denen die rassi-
sche oder ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder 
philosophische Überzeugungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit 
hervorgehen, sowie die Verarbeitung von Daten über Gesundheit 
oder Sexualleben sind untersagt. 

(2) Absatz 1 findet nicht Anwendung, wenn 
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(...) 

e) die Verarbeitung auf der Grundlage angemessener Garantien 
durch eine politisch, philosophisch, religiös oder gewerkschaftlich 
ausgerichtete Organisation ohne Erwerbszweck, die Teil eines Or-
gans oder einer Einrichtung der Gemeinschaft ist und die gemäß 
Artikel 4 der Richtlinie 95/46/EG nicht dem einzelstaatlichen Daten-
schutzrecht unterliegt, im Rahmen ihrer rechtmäßigen Tätigkeiten 
und unter der Voraussetzung erfolgt, dass sich die Verarbeitung nur 
auf die Mitglieder der Organisation oder auf Personen, die im Zu-
sammenhang mit deren Tätigkeitszweck regelmäßige Kontakte mit 
ihr unterhalten, bezieht und die Daten nicht ohne Einwilligung der 
betroffenen Personen an Dritte weitergegeben werden. 

6. Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der 

Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des  
elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt  

("Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr") 

Amtsblatt Nr. L 178 vom 17.07.2000, S. 0001 – 0016 

Kapitel I Allgemeine Bestimmungen  

Artikel 3 Binnenmarkt 

(...) 

(2) Die Mitgliedstaaten dürfen den freien Verkehr von Diensten der 
Informationsgesellschaft aus einem anderen Mitgliedstaat nicht aus 
Gründen einschränken, die in den koordinierten Bereich fallen. 

(...) 

(4) Die Mitgliedstaaten können Maßnahmen ergreifen, die im Hin-
blick auf einen bestimmten Dienst der Informationsgesellschaft von 
Absatz 2 abweichen, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) Die Maßnahmen 

i) sind aus einem der folgenden Gründe erforderlich: 

- Schutz der öffentlichen Ordnung, insbesondere Verhütung, Ermitt-
lung, Aufklärung und Verfolgung von Straftaten, einschließlich des 
Jugendschutzes und der Bekämpfung der Hetze aus Gründen der 
Rasse, des Geschlechts, des Glaubens oder der Nationalität, sowie 
von Verletzungen der Menschenwürde einzelner Personen. 
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7. Verordnung (EG) Nr. 515/97 des Rates vom 13. März 1997 über 
die gegenseitige Amtshilfe zwischen Verwaltungsbehörden der 

Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit dieser Behörden mit der 
Kommission im Hinblick auf die ordnungsgemäße Anwendung der 

Zoll- und der Agrarregelung 

Amtsblatt Nr. L 082 vom 22.03.1997, S. 0001 – 0016, zuletzt  
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 766/2008 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008, Amtsblatt Nr. L 218 vom 
13.08.2008, S. 0048 – 0059 

Titel V Das Zollinformationssystem 

Kapitel 2 Betrieb und Benutzung des ZIS 

Artikel 24  

Das ZIS besteht aus einer zentralen Datenbank, die über Terminals 
von allen Mitgliedstaaten und der Kommission aus zugänglich ist. Es 
umfasst ausschließlich die für den Zweck des ZIS nach Artikel 23 
Absatz 2 erforderlichen Daten, einschließlich personenbezogener 
Daten, in folgenden Kategorien: 

a) Waren;  

b) Transportmittel;  

c) Unternehmen;  

d) Personen;  

e) Tendenzen bei Betrugspraktiken;  

f) Verfügbarkeit von Sachkenntnis. 

Artikel 25 (…) 

(5) In keinem Fall dürfen personenbezogene Daten, aus denen die 
rassische oder ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse 
oder philosophische Überzeugungen oder die Gewerkschaftszugehö-
rigkeit hervorgehen, sowie Daten über die Gesundheit oder das Se-
xualleben aufgenommen werden. 
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H. Finanzen 

1) Steuerrecht 

a. Richtlinie 2009/132/EG des Rates vom 19. Oktober 2009  
zur Festlegung des Anwendungsbereichs von Artikel 143  

Buchstaben b und c der Richtlinie 2006/112/EG  
hinsichtlich der Mehrwertsteuerbefreiung bestimmter  

endgültiger Einfuhren von Gegenständen  

Amtsblatt Nr. L 292 vom 10.11.2009, S. 0005 – 0030 

TITEL X EINFUHR VON GEGENSTÄNDEN ZUR 
ABSATZFÖRDERUNG 

KAPITEL 3 Auf Ausstellungen oder ähnlichen Veranstaltungen 
ge- oder verbrauchte Gegenstände 

Artikel 67 

(1) Von der Steuer befreit sind vorbehaltlich der Artikel 68 bis 71: 

a) kleine Muster oder Proben von Waren, die für eine Ausstellung 
oder ähnliche Veranstaltung bestimmt sind, 

b) Gegenstände, die ausschließlich zu ihrer eigenen Vorführung oder 
zur Vorführung von Maschinen und Apparaten auf einer Ausstellung 
oder ähnlichen Veranstaltung eingeführt werden, 

c) verschiedene Werkstoffe von geringem Wert, wie Farben, Lacke, 
Tapeten usw., die beim Bau, bei der Einrichtung und Ausstattung 
von Ständen auf einer Ausstellung oder ähnlichen Veranstaltung 
verwendet und durch ihre Verwendung verbraucht werden, 

d) Werbedrucke, Kataloge, Prospekte, Preislisten, Werbeplakate, 
bebilderte und sonstige Kalender, ungerahmte Fotografien und ande-
re Gegenstände, die unentgeltlich zur Werbung für auf einer Ausstel-
lung oder ähnlichen Veranstaltung gezeigte Waren verwendet wer-
den sollen. 

(2) Im Sinne von Absatz 1 gelten als "Ausstellung oder ähnliche 
Veranstaltung": 

(…) 

c) Ausstellungen oder Veranstaltungen, die in erster Linie der Förde-
rung der Wissenschaft, der Technik, des Handwerks, der Kunst, der 
Erziehung, der Kultur, des Sports, der Religion, des Kultes, der Ge-
werkschaftsarbeit, des Fremdenverkehrs oder der Völkerverständi-
gung dienen, 
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TITEL XII VERSCHIEDENE EINFUHREN 

KAPITEL 2 Werbematerial für den Fremdenverkehr 

Artikel 80 

Von der Steuer befreit sind: 

a) Unterlagen (Faltprospekte, Broschüren, Bücher, Magazine, Reise-
führer, Plakate mit oder ohne Rahmen, nicht eingerahmte Fotogra-
fien oder Fotografische Vergrößerungen, Landkarten mit oder ohne 
Abbildungen, bedruckte Fenstertransparente, Bildkalender), die 
kostenlos verteilt werden und im wesentlichen die Öffentlichkeit 
dazu veranlassen sollen, fremde Länder zu besuchen und dort an 
Treffen oder Veranstaltungen kulturellen, touristischen, sportlichen, 
religiösen oder beruflichen Charakters teilzunehmen, sofern diese 
Unterlagen nicht mehr als 25 v. H. private Geschäftsreklame enthal-
ten und offensichtlich allgemeinen Werbezwecken dienen; 

b. Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem  

Amtsblatt Nr. L 347 vom 11.12.2006, S. 0001 – 0118, zuletzt  
geändert durch Richtlinie 2010/88/EU des Rates vom 7. Dezember 

2010, Amtsblatt L 326 vom 10.12.2010 

Kapitel 2 Steuerbefreiungen für bestimmte, dem Gemeinwohl 
dienende Tätigkeiten 

Artikel 132 

(1) Die Mitgliedstaaten befreien folgende Umsätze von der Steuer: 

(...) 

k) Gestellung von Personal durch religiöse und weltanschauliche 
Einrichtungen für die unter den Buchstaben b, g, h und i genannten 
Tätigkeiten und für Zwecke geistlichen Beistands; 

l) Dienstleistungen und eng damit verbundene Lieferungen von Ge-
genständen, die Einrichtungen ohne Gewinnstreben, welche politi-
sche, gewerkschaftliche, religiöse, patriotische, weltanschauliche, 
philanthropische oder staatsbürgerliche Ziele verfolgen, an ihre Mit-
glieder in deren gemeinsamen Interesse gegen einen satzungsgemäß 
festgelegten Beitrag erbringen, vorausgesetzt, dass diese Befreiung 
nicht zu einer Wettbewerbsverzerrung führt; 
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2) Kreditinstitute 

Richtlinie 2006/48/EG des Europäischen Parlaments und des  
Rates vom 14. Juni 2006 über die Aufnahme und Ausübung der 

Tätigkeit der Kreditinstitute (Neufassung)  
(Text von Bedeutung für den EWR) 

Amtsblatt Nr. L 177 vom 30.06.2006, S. 0001 – 0200, zuletzt 
geändert durch Beschluss des Rates der Europäischen Union  

vom 05. Dezember 2011, Amtsblatt L 112  
vom 24.04.2012, S. 0006 – 0110 

Anhang VI Standardeinsatz 

Teil 1 Risikogewichte 

Tabelle 2 

2. Forderungen an Regionalregierungen oder Gebietskörperschaften 

10. Forderungen an Kirchen und Religionsgemeinschaften werden 
wie Forderungen an Regionalregierungen und örtliche Gebietskör-
perschaften behandelt, sofern sich diese Kirchen und Religionsge-
meinschaften als juristische Person des öffentlichen Rechts konstitu-
iert haben und im Rahmen entsprechender gesetzlicher Befugnisse 
Abgaben erheben; dabei findet jedoch Nummer 9 keine Anwendung. 
In diesem Fall wird zum Zwecke von Artikel 89 Absatz 1 Buchstabe 
a die Genehmigung zur Anwendung von Titel V, Kapitel 2, Teil 3, 
Unterabschnitt 1 nicht verweigert. 

3) Sonstiges 

a. Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 15. November 2006 über die Übermittlung von 

Angaben zum Auftraggeber bei Geldtransfers  
(Text von Bedeutung für den EWR) 

Amtsblatt Nr. L 345 vom 08.12.2006, S. 0001 – 0009 

Artikel 18 

Geldtransfers an Einrichtungen und Vereine ohne Erwerbszweck 
innerhalb eines Mitgliedstaats 

(1) Die Mitgliedstaaten können Zahlungsverkehrsdienstleister mit 
Sitz in ihrem Hoheitsgebiet für Geldtransfers an Einrichtungen und 
Vereine, die Tätigkeiten ohne Erwerbszweck für mildtätige, religiö-
se, kulturelle, erzieherische, soziale oder wissenschaftliche Zwecke 
oder zur Förderung gemeinsamer Zwecke ausüben, von den in Arti-
kel 5 festgelegten Pflichten ausnehmen, wenn diese Einrichtungen 
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und Vereine Offenlegungspflichten unterliegen und ihre Rechnungs-
führung von einem externen Prüfer überprüfen lassen müssen oder 
von einer Behörde oder von einer nach einzelstaatlichem Recht an-
erkannten Selbstverwaltungseinrichtung beaufsichtigt werden, die 
einzelnen Geldtransfers 150 EUR nicht übersteigen und auf das 
Gebiet dieses Mitgliedstaats beschränkt bleiben. 

b. Verordnung (EG) Nr. 1717/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 15. November 2006 zur Schaffung eines  

Instruments für Stabilität  

Amtsblatt Nr. L 327 vom 24.11.2006, S. 0001 – 0011 

Titel III Begünstigte und Arten der Finanzierung 

Artikel 10 Förderfähigkeit 

(...) 

(2) Zu den nichtstaatlichen Akteuren, die nach dieser Verordnung 
finanzielle Unterstützung erhalten können, zählen insbesondere 
Nichtregierungsorganisationen, Organisationen der einheimischen 
Völker, lokale Bürgergruppen und Händlervereinigungen, Koopera-
tiven, Gewerkschaften, Organisationen der Wirtschafts- und Sozial-
akteure, lokale Organisationen (einschließlich Netzwerken), die im 
Bereich der regionalen dezentralen Zusammenarbeit und Integration 
tätig sind, Verbraucherverbände, Frauen- und Jugendorganisationen, 
Ausbildungs-, Kultur-, Forschungs- und wissenschaftliche Organisa-
tionen, Hochschulen, Kirchen und religiöse Vereinigungen oder 
Gemeinschaften, die Medien sowie alle nichtstaatlichen Vereinigun-
gen sowie privaten und öffentlichen Stiftungen, die einen Beitrag zur 
Entwicklung oder zur externen Dimension der internen Politikberei-
che leisten können. 

c. Verordnung (EG) Nr. 1638/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. Oktober 2006 zur Festlegung allgemeiner 

Bestimmungen zur Schaffung eines Europäischen  
Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments  

Amtsblatt Nr. L 310 vom 09.11.2006, S. 0001 – 0014 

Artikel 14 Förderfähigkeit 

(1) Für eine Finanzierung im Rahmen der Durchführung von Ak-
tionsprogrammen, gemeinsamen Programmen der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit und Sondermaßnahmen kommen insbeson-
dere in Betracht: (...) 

h) folgende nichtstaatliche Akteure: (...) 

viii) Kirchen und religiöse Vereinigungen oder Gemeinschaften; 
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I. Wirtschaftsrecht 

1) Verbraucherpreisindex 

a. Verordnung (EG) Nr. 2214/96 der Kommission vom  
20. November 1996 über harmonisierte Verbraucherpreisindizes: 

Übermittlung und Verbreitung von Teilindizes des HVPI  
(Text von Bedeutung für den EWR) 

Amtsblatt Nr. L 296 vom 21.11.1996, S. 0008 – 0029, zuletzt 
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 1920/2001 der Kommission 

vom 28. September 2001, Amtsblatt Nr. L 261 vom 29.09.2001,  
S. 0046 – 0048 

Anhang II Erläuterung der HVPI-Teilindizes: Gliederung in 
Abteilungen (Zweisteller), Gruppen (Dreisteller) und Klassen (1) 
(Viersteller) (2) 

12. Verschiedene Waren und Dienstleistungen  

12.7. Sonstige Dienstleistungen, a.n.g. 

Ausgeschlossen sind: Nach dem ESVG 1995 sind Beitragszahlungen 
an Berufsverbände, Kirchen, soziale und kulturelle Vereine, 

Freizeitclubs und Sportvereine (ESVG 1995, Ziffer 3.77e) sowie 
Honorare an Immobilienmakler im Zusammenhang mit dem Erwerb 
oder der Veräußerung von Sachvermögen („Bruttoanlageinvestitio-
nen“ ESVG 1995, Ziffern 3.102, 3.105a), 3.111, 3.115) nicht enthal-
ten. 

b. Verordnung (EG) Nr. 1749/96 der Kommission vom  
9. September 1996 über anfängliche Maßnahmen zur Umsetzung 

der Verordnung (EG) Nr. 2494/95 des Rates über  
harmonisierte Verbraucherpreisindizes 

Amtsblatt Nr. L 229 vom 10.09.1996, S. 0003 – 0010, zuletzt  
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 1334/2007 der Kommission 

vom 14. November 2007, Amtsblatt Nr. L 296 vom 15.11.2007, 
S. 0022 – 0026 

Anhang Ib 

A. Definition der Konsumausgaben der privaten Haushalte 

(...) 

19. a) Nicht enthalten sind Beiträge und sonstige Zahlungen von 
privaten Haushalten an private Organisationen ohne Erwerbszweck 
wie Beitragszahlungen an Gewerkschaften, Berufsverbände, Ver-
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braucherverbände, Kirchen, soziale und kulturelle Vereine, Freizeit-
klubs und Sportvereine. 

(...) 

2) Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 

Verordnung (EG) Nr. 2223/96 des Rates vom 25. Juni 1996 zum 
Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 

auf nationaler und regionaler Ebene in der  
Europäischen Gemeinschaft 

Amtsblatt Nr. L 310 vom 30.11.1996, S. 0001 – 0469, zuletzt  
geändert durch Verordnung (EU) Nr. 715/2010 der Kommission vom 

10. August 2010, Amtsblatt Nr. L 210 vom 11.08.2010,  
S. 0001 – 0021 

Anhang A Europäisches System volkswirtschaftlicher  
Gesamtrechnungen ESVG 1995 

Kapitel II Einheiten und ihre Zusammenfassungen 

Private Organisationen ohne Erwerbszweck (S. 15) 

2.88. Organisationen von geringer Bedeutung sind nicht in diesen 
Sektor einbezogen. Ihre Transaktionen werden zusammen mit denen 
der privaten Haushalte (S.14) ausgewiesen. 

Zum Sektor private Organisationen ohne Erwerbszweck zählen die 
folgenden wichtigsten Arten privater Organisationen ohne Erwerbs-
zweck, die nichtmarktbestimmte Waren und Dienstleistungen für 
private Haushalte bereitstellen: 

a) Gewerkschaften, Fachverbände und wissenschaftliche Gesell-
schaften, Verbraucherverbände, politische Parteien, Kirchen und 
Religionsgemeinschaften (einschließlich derjenigen, die vom Staat 
finanziert, jedoch nicht kontrolliert werden) sowie soziale und kultu-
relle Vereinigungen, Sport- und Freizeitvereine; 

(...) 
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3) Markenrecht 

Richtlinie 2008/95/EG des Europäischen Parlaments und des  
Rates vom 22. Oktober 2008 zur Angleichung der 

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Marken 
(kodifizierte Fassung) (Text von Bedeutung für den EWR) 

Amtsblatt Nr. L 299 vom 08.11.2008, S. 0025 – 0033 

[Gründe] 

(1) Die Richtlinie 89/104/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Marken wurde inhaltlich geändert. Aus Gründen der Klarheit und der 
Übersichtlichkeit empfiehlt es sich, sie zu kodifizieren. 

Artikel 3 Eintragungshindernisse — Ungültigkeitsgründe 

(…)  

(2) Jeder Mitgliedstaat kann vorsehen, dass eine Marke von der Ein-
tragung ausgeschlossen ist oder im Falle der Eintragung der Un-
gültigerklärung unterliegt, wenn und soweit 

(…) 

b) die Marke ein Zeichen mit hoher Symbolkraft enthält, insbesonde-
re ein religiöses Symbol; 

(…) 

4) Statistik 

a. Verordnung (EG) Nr. 453/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. April 2008 über die vierteljährliche  

Statistik der offenen Stellen in der Gemeinschaft  
(Text von Bedeutung für den EWR) 

Amtsblatt Nr. L 145 vom 04.06.2008, S. 0234 – 0237 

Artikel 1 Gegenstand und Anwendungsbereich 

(1) In dieser Verordnung werden die Anforderungen an eine regel-
mäßig zu erstellende vierteljährliche Statistik der offenen Stellen in 
der Gemeinschaft festgelegt. 

(2) Jeder Mitgliedstaat übermittelt der Kommission (Eurostat) Daten 
über offene Stellen zumindest für Unternehmenseinheiten mit min-
destens einem Arbeitnehmer. 

(…) 
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(3) Die Erfassung der Wirtschaftszweige öffentliche Verwaltung, 
Verteidigung, Sozialversicherung, Erziehung und Unterricht, Ge-
sundheits- und Sozialwesen, Kunst, Unterhaltung und Erholung, 
Interessenvertretungen sowie kirchliche und sonstige religiöse Ver-
einigungen (ohne Sozialwesen und Sport), Reparatur von Datenver-
arbeitungsgeräten und Gebrauchsgütern sowie Erbringung von sons-
tigen überwiegend persönlichen Dienstleistungen gemäß der gelten-
den Fassung der NACE im Rahmen dieser Verordnung sowie von 
Einheiten mit weniger als zehn Arbeitnehmern wird unter Berück-
sichtigung der in Artikel 7 genannten Durchführbarkeitsstudien fest-
gelegt. 

(…) 

Artikel 7 Durchführbarkeitsstudien 

(1) Die Kommission (Eurostat) schafft die geeigneten Rahmenbe-
dingungen für die Erstellung einer Reihe von Durchführbarkeitsstu-
dien nach dem in Artikel 9 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren 
mit Kontrolle. Diese Studien werden von Mitgliedstaaten erstellt, die 
Schwierigkeiten haben, Daten vorzulegen für: 

(…) 

v) Interessenvertretungen sowie kirchliche und sonstige religiöse 
Vereinigungen (ohne Sozialwesen und Sport), Reparatur von Daten-
verarbeitungsgeräten und Gebrauchsgütern sowie Erbringung von 
sonstigen überwiegend persönlichen Dienstleistungen. 

b. Verordnung (EG) Nr. 1982/2003 der Kommission vom 
21. Oktober 2003 zur Durchführung der Verordnung (EG) 

Nr. 1177/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates für die 
Gemeinschaftsstatistik über Einkommen und Lebensbedingungen 

(EU-SILC) im Hinblick auf die Regeln für die Stichprobenauswahl 
und die Weiterbefragung (Text von Bedeutung für den EWR) 

Amtsblatt Nr. L 298 vom 17.11.2003, S. 0029 – 0033 

Anhang 

1. Definitionen 

Im Sinne dieser Verordnung gelten für die Längsschnittkomponente 
von EU-SILC folgende Definitionen: 

l) Anstaltshaushalt: Altenheime, Einrichtungen des Gesundheitswe-
sens, religiöse Einrichtungen (Klöster) oder Justizvollzugsanstalten. 
Anstaltshaushalte unterscheiden sich von Gemeinschaftshaushalten 
im Wesentlichen dadurch, dass ihre Bewohner den Haushalt nicht in 
eigener Verantwortung führen. Aufgrund dieser Bedingung können 
Altenheime in einigen Fällen als Gemeinschaftshaushalte angesehen 
werden. 
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J. Zollrecht 

1. Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 des Rates vom 16. November 
2009 über das gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen 

Amtsblatt Nr. L 324 vom 10.12.2009, S. 0023 – 0057 

TITEL III Befreiung von den Ausfuhrabgaben 

KAPITEL XXI Zur Absatzförderung eingeführte Waren 

Artikel 90 

(1) Von den Eingangsabgaben befreit sind vorbehaltlich der Arti-
kel 91 bis 94: 

(…) 

d) Werbedrucke, Kataloge, Prospekte, Preislisten, Werbeplakate, 
bebilderte und sonstige Kalender, ungerahmte Fotografien und ande-
re Gegenstände, die unentgeltlich zur Werbung für außerhalb des 
Zollgebiets der Gemeinschaft hergestellte und auf einer Ausstellung 
oder ähnlichen Veranstaltung gezeigte Waren verwendet werden 
sollen. 

(2) Im Sinne von Absatz 1 gelten als "Ausstellung oder ähnliche 
Veranstaltung": 

a) Ausstellungen, Messen und ähnliche Leistungsschauen des Han-
dels, der Industrie, der Landwirtschaft oder des Handwerks; 

b) Ausstellungen oder Veranstaltungen zu Wohltätigkeitszwecken; 

c) Ausstellungen oder Veranstaltungen, die in erster Linie der Förde-
rung der Wissenschaft, der Technik, des Handwerks, der Kunst, der 
Erziehung, der Kultur, des Sports, der Religion, des Kultes, der Ge-
werkschaftsarbeit, des Fremdenverkehrs oder der Völkerverständi-
gung dienen; 

d) Treffen von Vertretern internationaler Organisationen oder Zu-
sammenschlüsse; 

e) offizielle Feierlichkeiten oder Gedächtnisfeiern; 

mit Ausnahme von zum Verkauf von Drittlandswaren privat veran-
stalteten Ausstellungen in Läden oder Geschäftsräumen. 
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KAPITEL XXIV Werbematerial für den Fremdenverkehr 

Artikel 103  

Von den Eingangsabgaben befreit sind unbeschadet der Artikel 42 
bis 50: 

a) Unterlagen (Faltprospekte, Broschüren, Bücher, Magazine, Reise-
führer, Plakate mit oder ohne Rahmen, nicht eingerahmte Fotogra-
phien oder fotografische Vergrößerungen, Landkarten mit oder ohne 
Abbildungen, bedruckte Fenstertransparente, Bildkalender), die 
kostenlos verteilt werden und im wesentlichen die Öffentlichkeit 
dazu veranlassen sollen, fremde Länder zu besuchen, insbesondere 
um dort an Treffen oder Veranstaltungen kulturellen, touristischen, 
sportlichen, religiösen oder beruflichen Charakters teilzunehmen, 
sofern diese Unterlagen nicht mehr als 25 v. H. private Geschäftsre-
klame enthalten — ausgenommen jegliche private Geschäftsreklame 
zugunsten von Gemeinschaftsfirmen — und offensichtlich allgemei-
nen Werbezwecken dienen; 

TITEL IV Allgemeine und Schlussbestimmungen 

Artikel 130 

Diese Verordnung steht der Beibehaltung folgender Regelungen 
nicht entgegen: 

a) in Griechenland des Sonderstatus für den Berg Athos in der durch 
Artikel 105 der griechischen Verfassung garantierten Form; 

2. Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 22. September 2003 über genetisch veränderte 
Lebensmittel und Futtermittel (Text von Bedeutung für den EWR) 

Amtsblatt Nr. L 268 vom 18.10.2003, S. 0001 – 0023, zuletzt  
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 298/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. März 2008, Amtsblatt Nr. L 97 

vom 09.04.2008, S. 0064 – 0066 

[Gründe] 

(22) Darüber hinaus sollte die Kennzeichnung über alle Merkmale 
oder Eigenschaften Auskunft geben, die dazu führen, dass ein Le-
bensmittel oder Futtermittel sich von einem entsprechenden her-
kömmlichen Erzeugnis in Bezug auf die Zusammensetzung, den 
Nährwert oder auf nutritive Wirkungen, den Verwendungszweck, die 
gesundheitlichen Auswirkungen auf bestimmte Bevölkerungsgrup-
pen sowie Merkmale oder Eigenschaften, die Anlass zu ethischen 
oder religiösen Bedenken geben, unterscheidet. 
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Kapitel II Genetisch veränderte Lebensmittel  

Abschnitt 1 Zulassung und Überwachung 

Artikel 4 Anforderungen 

(1) Lebensmittel gemäß Artikel 3 Absatz 1 dürfen 

a) keine nachteiligen Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch 
und Tier oder die Umwelt haben, 

b) die Verbraucher nicht irreführen, 

c) sich von den Lebensmitteln, die sie ersetzen sollen, nicht so stark 
unterscheiden, dass ihr normaler Verzehr Ernährungsmängel für den 
Verbraucher mit sich brächte. 

(2) Niemand darf einen zur Verwendung als Lebensmittel/in Le-
bensmitteln bestimmten GVO oder ein in Artikel 3 Absatz 1 genann-
tes Lebensmittel in Verkehr bringen, wenn der Organismus oder das 
Lebensmittel nicht über eine gemäß diesem Abschnitt erteilte Zulas-
sung verfügt und die entsprechenden Zulassungsvoraussetzungen 
erfüllt. 

(...) 

Artikel 5 Beantragung der Zulassung 

(1) Um die in Artikel 4 Absatz 2 genannte Zulassung zu erhalten, ist 
ein Antrag gemäß den folgenden Bestimmungen zu stellen. (...) 

(3) Dem Antrag ist Folgendes beizufügen: (...) 

g) entweder eine begründete Erklärung, dass das Lebensmittel kei-
nen Anlass zu ethischen oder religiösen Bedenken gibt, oder ein 
Vorschlag für seine Kennzeichnung gemäß Artikel 13 Absatz 2 
Buchstabe b); Abschnitt 2 Kennzeichnung 

Artikel 13 Anforderungen 

(1) Unbeschadet der anderen Anforderungen des Gemeinschafts-
rechts hinsichtlich der Kennzeichnung von Lebensmitteln gelten für 
Lebensmittel, die unter diesen Abschnitt fallen, folgende spezifische 
Kennzeichnungsanforderungen: (...) 

(2) Neben den in Absatz 1 genannten Kennzeichnungsanforderungen 
sind in folgenden Fällen auf der Etikettierung auch alle Merkmale 
oder Eigenschaften gemäß der Zulassung anzugeben, (...) 

b) sofern ein Lebensmittel Anlass zu ethischen oder religiösen Be-
denken geben könnte. 
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Kapitel III Genetisch veränderte Futtermittel  

Abschnitt 1 Zulassung und Überwachung 

Artikel 15 Geltungsbereich 

(1) Dieser Abschnitt findet Anwendung auf 

a) zur Verwendung als Futtermittel/in Futtermitteln bestimmte GVO, 

b) Futtermittel, die GVO enthalten oder aus solchen bestehen, 

c) aus GVO hergestellte Futtermittel. 

Artikel 16 Anforderungen 

(2) Niemand darf ein in Artikel 15 Absatz 1 genanntes Erzeugnis in 
Verkehr bringen, verwenden oder verarbeiten, das nicht über eine 
gemäß diesem Abschnitt erteilte Zulassung verfügt und die entspre-
chenden Zulassungsvoraussetzungen erfüllt. 

Artikel 17 Beantragung der Zulassung 

(1) Um die in Artikel 16 Absatz 2 genannte Zulassung zu erhalten, 
ist ein Antrag gemäß den folgenden Bestimmungen zu stellen. (...) 

(3) Dem Antrag ist Folgendes beizufügen: (...) 

g) entweder eine begründete Erklärung, dass das Futtermittel keinen 
Anlass zu ethischen oder religiösen Bedenken gibt, oder ein Vor-
schlag für seine Kennzeichnung gemäß Artikel 25 Absatz 2 Buch-
stabe d); 

Abschnitt 2 Kennzeichnung  

Artikel 24 Geltungsbereich 

(1) Dieser Abschnitt gilt für die in Artikel 15 Absatz 1 genannten 
Futtermittel. (...) 

Artikel 25 Anforderungen 

(1) Unbeschadet der anderen Anforderungen des Gemeinschafts-
rechts hinsichtlich der Kennzeichnung von Futtermitteln gelten für in 
Artikel 15 Absatz 1 genannte Futtermittel die nachstehend festgeleg-
ten spezifischen Kennzeichnungsanforderungen. 

(2) Niemand darf ein in Artikel 15 Absatz 1 genanntes Futtermittel 
in Verkehr bringen, wenn die nachstehend genannten Angaben nicht 
deutlich sichtbar, lesbar und unauslöschlich auf einem Begleitpapier 
oder gegebenenfalls auf der Verpackung, dem Behältnis oder einem 
daran befestigten Etikett angebracht sind. 

Sämtliche Futtermittel, aus denen sich ein bestimmtes Futtermittel 
zusammensetzt, sind folgendermaßen zu kennzeichnen: (...) 
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d) Wie in der Zulassung festgelegt, ist jedes Merkmal oder jede 
Eigenschaft, wodurch das Futtermittel zu ethischen oder religiösen 
Bedenken Anlass geben könnte, anzugeben. 

3. Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 
über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den 

Gemeinsamen Zolltarif 

Amtsblatt Nr. L 256 vom 07.09.1987, S. 0001 – 0675, zuletzt  
geändert durch Verordnung (EU) Nr. 1218/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2012,  
Amtsblatt Nr. L 351 vom 20.12.2012, S. 0036 – 0039 

 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 erhält die Fassung des 
Anhangs der vorliegenden Verordnung. 

ANHANG I - KOMBINIERTE NOMENKLATUR 

Teil II Zolltarif  

Abschnitt XIV Echte Perlen oder Zuchtperlen, Edelsteine oder 
Schmucksteine, Edelmetalle, Edelmetallplattierungen und  
Waren daraus; Phantasieschmuck; Münzen 

Kapitel 71 Echte Perlen oder Zuchtperlen, Edelsteine oder 
Schmucksteine, Edelmetalle, Edelmetallplattierungen und  
Waren daraus; Phantasieschmuck; Münzen 

9. Als "Schmuckwaren" im Sinne der Position 7113 gelten: 

a) kleine Gegenstände, die als Schmuck dienen (z. B. Ringe, Arm-
bänder, Halsketten, Broschen, Ohrringe, Uhrketten, Uhrgehänge, 
Anhänger, Krawattennadeln, Manschettenknöpfe, Anstecknadeln, 
religiöse oder andere Medaillen oder Abzeichen); 

b) Gegenstände des persönlichen Gebrauchs, die dazu bestimmt sind, 
an der Person getragen zu werden, sowie Taschen- und Hand-
taschenartikel (z. B. Zigaretten- oder Zigarrenetuis, Schnupftabak-
dosen, Bonbonnieren und Puderdosen, Pillendosen, Rosenkränze). 

Diese Waren können auch echte Perlen, Zuchtperlen oder Imitati-
onsperlen, Edelsteine oder Schmucksteine (natürliche, synthetische 
oder rekonstituierte) sowie Edelstein- oder Schmucksteinimitationen 
enthalten oder auch Teile aus Schildpatt, Perlmutter, Elfenbein, na-
türlichem oder rekonstituiertem Bernstein, Gagat (Jett) oder Korallen 
enthalten. 
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10. Als "Gold- und Silberschmiedewaren" im Sinne der Position 
7114 gelten Waren wie Tafelgeräte, Toilettengarnituren, Schreib-
tischgarnituren, Rauchservice, Gegenstände zur Innenausstattung 
und Geräte für religiöse Zwecke. 
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K. Familienrecht 

1. Verordnung (EU) Nr. 1259/2010 des Rates vom 20. Dezember 
2010 zur Durchführung einer Verstärkten Zusammenarbeit im 

Bereich des auf die Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung 
des Ehebandes anzuwendenden Rechts  

Amtsblatt Nr. L 343 vom 29/12/2010 S. 0010 – 0016 

[Gründe] 

(30) Diese Verordnung wahrt die Grundrechte und achtet die 
Grundsätze, die mit der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union anerkannt wurden, namentlich Artikel 21, wonach jede Dis-
kriminierung insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der 
Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen 
Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der 
politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer 
nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung verboten ist. Bei der 
Anwendung dieser Verordnung sollten die Gerichte der teilnehmen-
den Mitgliedstaaten diese Rechte und Grundsätze achten. 

2. Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22. September 2003  
betreffend das Recht auf Familienzusammenführung 

Amtsblatt Nr. L 251 vom 03.10.2003, S. 0012 – 0018 

[Gründe] 

(5) Die Mitgliedstaaten sollten diese Richtlinie ohne Diskriminie-
rung aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethni-
schen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Spra-
che, der Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder 
sonstigen Meinung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minder-
heit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder 
der sexuellen Ausrichtung durchführen. 
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3. Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 
2003 über die Zuständigkeit und die Anerkennung und  

Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in  
Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und zur  

Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 

Amtsblatt Nr. L 338 vom 23.12.2003, S. 0001 – 0029, zuletzt  
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 2116/2004 des Rates vom 

2. Dezember 2004, Amtsblatt Nr. L 367 vom 14.12.2004,  
S. 0001 – 0002  

Kapitel V Verhältnis zu anderen Rechtsinstrumenten  

Artikel 63 Verträge mit dem Heiligen Stuhl 

(1) Diese Verordnung gilt unbeschadet des am 7. Mai 1940 in der 
Vatikanstadt zwischen dem Heiligen Stuhl und Portugal unterzeich-
neten Internationalen Vertrags (Konkordat). 

(2) Eine Entscheidung über die Ungültigkeit der Ehe gemäß dem in 
Absatz 1 genannten Vertrag wird in den Mitgliedstaaten unter den in 
Kapitel III Abschnitt 1 vorgesehenen Bedingungen anerkannt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für folgende internationalen 
Verträge (Konkordate) mit dem Heiligen Stuhl: 

a) Lateranvertrag vom 11. Februar 1929 zwischen Italien und dem 
Heiligen Stuhl, geändert durch die am 18. Februar 1984 in Rom 
unterzeichnete Vereinbarung mit Zusatzprotokoll, 

b) Vereinbarung vom 3. Januar 1979 über Rechtsangelegenheiten 
zwischen dem Heiligen Stuhl und Spanien. 

c) Vereinbarung zwischen dem Heiligen Stuhl und Malta über die 
Anerkennung der zivilrechtlichen Wirkungen von Ehen, die nach 
kanonischem Recht geschlossen wurden, sowie von diese Ehen be-
treffenden Entscheidungen der Kirchenbehörden und -gerichte, ein-
schließlich des Anwendungsprotokolls vom selben Tag, zusammen 
mit dem zweiten Zusatzprotokoll vom 6. Januar 1995. 

(4) Für die Anerkennung der Entscheidungen im Sinne des Absatzes 
2 können in Spanien, Italien oder Malta dieselben Verfahren und 
Nachprüfungen vorgegeben werden, die auch für Entscheidungen der 
Kirchengerichte gemäß den in Absatz 3 genannten internationalen 
Verträgen mit dem Heiligen Stuhl gelten. 

(5) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 

a) eine Abschrift der in den Absätzen 1 und 3 genannten Verträge, 

b) jede Kündigung oder Änderung dieser Verträge. 
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L. EU-Erweiterung 

1. Dokumente betreffend den Beitritt der Republik Griechenland 
zu den europäischen Gemeinschaften, Schlussakte,  
gemeinsame Erklärung betreffend den Berg Athos 

Amtsblatt Nr. L 291 vom 19.11.1979, S. 0186 

Die Gemeinschaft erkennt an, dass die durch Artikel 105 der griechi-
schen Verfassung verbürgte Sonderregelung für den Berg Athos 
ausschließlich geistlich und religiös begründet ist; sie wird deshalb 
dafür Sorge tragen, dass diese Sonderregelung bei der Anwendung 
und späteren Ausarbeitung der Bestimmungen des Gemeinschafts-
rechts berücksichtigt wird, insbesondere hinsichtlich der Zoll- und 
Steuerbefreiungen und des Niederlassungsrechts. 

2. Schengen-Besitzstand – Übereinkommen über den Beitritt der 
Griechischen Republik zu dem am 19. Juni 1990 in Schengen 

unterzeichneten Übereinkommen zur Durchführung des 
Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni zwischen den 
Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, der 

Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den 

gemeinsamen Grenzen, dem die Italienische Republik mit dem am 
27. November 1990 in Paris unterzeichneten Übereinkommen 

sowie die Portugiesische Republik und das Königreich Spanien mit 
den am 25. Juni 1991 in Bonn unterzeichneten Übereinkommen 

beigetreten sind 

Amtsblatt Nr. L 239 vom 22.09.2000, S. 0083 – 0089 

[Schlussakte] 

II. Bei der Unterzeichnung des Übereinkommens über den Beitritt 
der Griechischen Republik zu dem Übereinkommen zur Durchfüh-
rung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 zwi-
schen den Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemein-
samen Grenzen, dem die Italienische Republik mit dem am 
27. November 1990 in Paris unterzeichneten Übereinkommen sowie 
die Portugiesische Republik und das Königreich Spanien mit den am 
25. Juni 1991 in Bonn unterzeichneten Übereinkommen beigetreten 
sind, haben die Vertragsparteien die folgenden Erklärungen ange-
nommen: 

(...) 
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5. Gemeinsame Erklärung zum Berg Athos 

Die Vertragsparteien erkennen an, dass die durch Artikel 105 der 
griechischen Verfassung und durch die Charta des Berg Athos ver-
bürgte Sonderregelung für den Berg Athos ausschließlich geistlich 
und religiös begründet ist; sie werden deshalb dafür Sorge tragen, 
dass diese Sonderregelung bei der Anwendung und späteren Ausar-
beitung der Bestimmungen des Übereinkommens von 1985 und des 
Übereinkommens von 1990 berücksichtigt wird. 
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M. Sonstiges 

1. Richtlinie 2012/29/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 25. Oktober 2012 über Mindeststandards für die Rechte, 
die Unterstützung und den Schutz von Opfern von Straftaten sowie 

zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2001/220/JI  

Amtsblatt Nr. L 315 vom 14/11/2012 S. 0057 – 0073 

[Gründe] 

(9) Eine Straftat stellt ein Unrecht gegenüber der Gesellschaft und 
eine Verletzung der individuellen Rechte des Opfers dar. Die Opfer 
von Straftaten sollten als solche anerkannt und respektvoll, einfühl-
sam und professionell behandelt werden, ohne irgendeine Diskrimi-
nierung etwa aus Gründen der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen 
oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der 
Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder sonstigen 
Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des 
Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters, des Ge-
schlechts, des Ausdrucks der Geschlechtlichkeit, der Geschlechtsi-
dentität, der sexuellen Ausrichtung, des Aufenthaltsstatus oder der 
Gesundheit. Bei allen Kontakten mit zuständigen Behörden, die im 
Rahmen des Strafverfahrens tätig werden, und mit Diensten, die in 
Kontakt mit Opfern von Straftaten kommen, wie Opferhilfsdiensten 
oder Wiedergutmachungsdiensten, sollte der persönlichen Situation 
und den unmittelbaren Bedürfnissen, dem Alter, dem Geschlecht, 
einer möglichen Behinderung und der Reife der Opfer von Straftaten 
Rechnung getragen und seine körperliche, geistige und moralische 
Integrität geachtet werden. Die Opfer von Straftaten sollten vor se-
kundärer und wiederholter Viktimisierung, vor Einschüchterung und 
vor Vergeltung geschützt werden, die nötige Unterstützung zur Be-
wältigung der Tatfolgen und ausreichenden Zugang zum Recht er-
halten. 

(…) 

(56) Individuelle Begutachtungen sollten die persönlichen Merkmale 
des Opfers berücksichtigen, wie Alter, Geschlecht, Geschlechtsiden-
tität, Ausdruck der Geschlechtlichkeit, ethnische Zugehörigkeit, 
Rasse, Religion, sexuelle Ausrichtung, Gesundheitszustand, Behin-
derungen, Aufenthaltsstatus, Kommunikationsschwierigkeiten, Be-
ziehung zu dem oder Abhängigkeit vom Täter und vorherige Kon-
frontation mit einer Straftat. Sie sollten auch das Wesen oder die Art 
und die Umstände der Straftat berücksichtigen, etwa ob es sich um 
Hassverbrechen, in diskriminierender Absicht begangene Verbre-
chen, sexuelle Gewalt, Gewalt in engen Beziehungen handelt, ob der 



Gerhard Robbers 

 98 

Täter die Kontrolle hatte, ob der Wohnort des Opfers in einer von 
hoher Kriminalität gekennzeichneten oder von Banden dominierten 
Gegend liegt oder ob das Herkunftsland des Opfers nicht der Mit-
gliedstaat ist, in dem die Straftat begangen wurde. 

2. Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Änderung 

der Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung 
der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG  

Text von Bedeutung für den EWR  

Amtsblatt Nr. L 315 vom 14/11/2012 S. 0001 – 0056 

Artikel 5 Vorbildcharakter der Gebäude öffentlicher Einrichtungen 

(1) Unbeschadet des Artikels 7 der Richtlinie 2010/31/EU sorgt jeder 
Mitgliedstaat dafür, dass ab dem 1. Januar 2014 jährlich 3% der 
Gesamtfläche beheizter und/oder gekühlter Gebäude, die sich im 
Eigentum seiner Zentralregierung befinden und von ihr genutzt wer-
den, mindestens nach den Mindestanforderungen an die Gesamte-
nergieeffizienz renoviert werden, die er in Anwendung von Artikel 4 
der Richtlinie 2010/31/EU festgelegt hat. 

Die 3%-Quote wird berechnet nach der Gesamtfläche von Gebäuden, 
die sich in dem betreffenden Mitgliedstaat im Eigentum der Zentral-
regierung befinden und von ihr genutzt werden, wenn deren Gesamt-
nutzfläche mehr als 500 m2 beträgt, und die am 1. Januar eines jeden 
Jahres die gemäß Artikel 4 der Richtlinie 2010/31/EU festgelegten 
nationalen Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz 
nicht erfüllen. Diese Schwellenwerte werden ab dem 9. Juli 2015 auf 
250 m2 gesenkt. 

Verlangt ein Mitgliedstaat, dass die Pflicht, jedes Jahr 3% der Ge-
samtfläche zu renovieren, auch für Flächen von solchen Gebäuden 
gilt, die sich im Eigentum von Verwaltungseinheiten auf einer Ebene 
unterhalb der Zentralregierung befinden und von ihnen genutzt wer-
den, so wird die 3%-Quote berechnet nach der Gesamtfläche von 
Gebäuden, die sich in dem betreffenden Mitgliedstaat im Eigentum 
der Zentralregierung und dieser nachgeordneten Verwaltungseinhei-
ten befinden und von ihr bzw. ihnen genutzt werden, wenn deren 
Gesamtnutzfläche mehr als 500 m2 bzw. ab dem 9. Juli 2015 mehr 
als 250 m2 beträgt, und die am 1. Januar eines jeden Jahres die ge-
mäß Artikel 4 der Richtlinie 2010/31/EU festgelegten nationalen 
Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz nicht erfüllen. 

Bei der Durchführung von Maßnahmen zur umfangreichen Renovie-
rung von Gebäuden der Zentralregierung gemäß Unterabsatz 1 kön-
nen die Mitgliedstaaten entscheiden, das Gebäude als Ganzes zu 
betrachten, einschließlich der Gebäudehülle, der gebäudetechnischen 
Ausrüstung, des Betriebs und der Instandhaltung. 



Religionsrechtliche Bestimmungen in der Europäischen Union 

 

 

99 

Die Mitgliedstaaten verlangen, dass die Gebäude der Zentralregie-
rung mit der schlechtesten Gesamtenergieeffizienz bei der Durchfüh-
rung von Energieeffizienzmaßnahmen Vorrang erhalten, sofern dies 
kostenwirksam durchführbar und technisch machbar ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten können beschließen, die in Absatz 1 genann-
ten Anforderungen bei den folgenden Gebäudekategorien nicht fest-
zulegen oder anzuwenden: 

(…) 

c) Gebäude, die für Gottesdienst und religiöse Zwecke genutzt wer-
den. 

3. Richtlinie 2010/31/EU des  
Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010  

über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden  

Amtsblatt Nr. L 153 vom 18.06.2010, S. 0013 – 0035 

Artikel 4 Festlegung von Mindestanforderungen an die  
Gesamtenergieeffizienz 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass im Hinblick auf die Erreichung kostenoptimaler 
Niveaus Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von 
Gebäuden oder Gebäudeteilen festgelegt werden. Die Gesamtener-
gieeffizienz wird nach der in Artikel 3 genannten Methode berech-
net. Die kostenoptimalen Niveaus werden nach dem in Artikel 5 
genannten Rahmen für eine Vergleichsmethode berechnet, sobald 
dieser Rahmen verfügbar ist. 

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass zur Erreichung kostenoptimaler Niveaus Min-
destanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von Gebäudekom-
ponenten festgelegt werden, die Teil der Gebäudehülle sind und sich 
erheblich auf die Gesamtenergieeffizienz der Gebäudehülle auswir-
ken, wenn sie ersetzt oder nachträglich eingebaut werden. 

Bei der Festlegung der Anforderungen können die Mitgliedstaaten 
zwischen neuen und bestehenden Gebäuden und unterschiedlichen 
Gebäudekategorien unterscheiden. 

Diese Anforderungen tragen den allgemeinen Innenraumklimabe-
dingungen Rechnung, um mögliche negative Auswirkungen, wie 
unzureichende Belüftung, zu vermeiden, und berücksichtigen die 
örtlichen Gegebenheiten, die angegebene Nutzung sowie das Alter 
des Gebäudes. 
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Ein Mitgliedstaat ist nicht verpflichtet, Mindestanforderungen an die 
Gesamtenergieeffizienz festzulegen, die über die geschätzte wirt-
schaftliche Lebensdauer nicht kosteneffizient sind. 

Die Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz sind in 
regelmäßigen Zeitabständen, die fünf Jahre nicht überschreiten, zu 
überprüfen und erforderlichenfalls zu aktualisieren, um dem techni-
schen Fortschritt in der Bauwirtschaft Rechnung zu tragen. 

(2) Die Mitgliedstaaten können beschließen, die in Absatz 1 genann-
ten Anforderungen bei den folgenden Gebäudekategorien nicht fest-
zulegen oder anzuwenden: 

(…) 

b) Gebäude, die für Gottesdienst und religiöse Zwecke genutzt wer-
den; 

4. Richtlinie 2009/13/EG des Rates vom 16. Februar 2009 zur 
Durchführung der Vereinbarung zwischen dem Verband der  
Reeder in der Europäischen Gemeinschaft (ECSA) und der  
Europäischen Transportarbeiter-Föderation (ETF) über das  

Seearbeitsübereinkommen 2006 und zur  
Änderung der Richtlinie 1999/63/EG  

Amtsblatt Nr. L 124 vom 20.05.2009, S. 0030 – 0050 

ANHANG 

ÜBEREINKOMMEN Vereinbarung zwischen ECSA und ETF 
über das Seearbeitsübereinkommen 2006 

(…) 

REGELN UND NORMEN 

(…) 

TITEL 3 UNTERKÜNFTE, FREIZEITEINRICHTUNGEN, 
VERPFLEGUNG UND VERPROVIANTIERUNG 

Norm A3.1 — Unterkünfte und Freizeiteinrichtungen 

(…) 

4. Für Schiffe, bei denen die Interessen von Seeleuten mit unter-
schiedlichen religiösen und sozialen Gebräuchen zu berücksichtigen 
sind, kann die zuständige Stelle nach Beratung mit den betreffenden 
Verbänden der Reeder und der Seeleute ohne irgendwelche Diskri-
minierung angemessene Abweichungen von den Bestimmungen 
dieser Norm zulassen, sofern die dadurch entstehenden Verhältnisse 
im Ganzen nicht ungünstiger sind als die Verhältnisse, die sich aus 
der Anwendung dieser Norm ergeben würden. 
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Regel 3.2 — Verpflegung und Verproviantierung 

1. Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass auf Schiffen unter seiner 
Flagge genügend Verpflegung und Trinkwasser von geeigneter Qua-
lität und mit geeignetem Nährwert mitgeführt und ausgegeben wer-
den, die den Bedarf des Schiffes ausreichend decken und den unter-
schiedlichen religiösen und kulturellen Gebräuchen Rechnung tra-
gen. 

(…) 

Norm A3.2 — Verpflegung und Verproviantierung 

(…) 

2. Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass Schiffe unter seiner Flagge 
die folgenden Mindestnormen erfüllen: 

a) eine unter Berücksichtigung der Anzahl der Seeleute an Bord, 
ihrer religiösen Bedürfnisse und kulturellen Gebräuche, soweit sie 
sich auf das Essen beziehen, und der Dauer und Art der Reise nach 
Menge, Nährwert, Güte und Abwechslung angemessene Versorgung 
mit Nahrungsmitteln und Trinkwasser; 

(…) 

TITEL 4 GESUNDHEITSSCHUTZ, MEDIZINISCHE UND 
SOZIALE BETREUUNG 

(…) 

Norm A4.4 — Zugang zu Sozialeinrichtungen an Land 

1. Jeder Mitgliedstaat schreibt vor, dass die in seinem Hoheitsgebiet 
vorhandenen Sozialeinrichtungen allen Seeleuten, ungeachtet der 
Staatsangehörigkeit, der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der 
Religion, der politischen Meinung oder der sozialen Herkunft und 
ungeachtet des Flaggenstaats des Schiffes, auf dem sie beschäftigt 
oder angeheuert sind oder arbeiten, zur Verfügung stehen. 

5. Empfehlung des Rates vom 6. Dezember 2007 betreffend einen 
Leitfaden für die Polizei- und Sicherheitsbehörden zur  

Zusammenarbeit bei Großveranstaltungen  
mit internationaler Dimension  

Amtsblatt Nr. C 314 vom 22.12.2007, S. 0004 – 0021 

ANHANG - LEITFADEN FÜR DIE POLIZEI- UND SICHER-
HEITSBEHÖRDEN ZUR ZUSAMMENARBEIT BEI GROSS-
VERANSTALTUNGEN MIT INTERNATIONALER DIMEN-
SION 
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III.2.3. Terroristische Bedrohungen 

Aufgrund der Tatsache, dass die EU und einige ihrer Mitgliedstaaten 
wichtige Akteure im Bereich der internationalen Politik sind, kann 
davon ausgegangen werden, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten 
Ziel von politisch oder religiös motivierten internationalen Terroris-
ten sind. Neben Angriffen durch internationale Terroristen auf die 
EU oder ihre Mitgliedstaaten bei Großveranstaltungen besteht die 
Gefahr von Angriffen durch in der EU oder ihren Mitgliedstaaten 
selbst angesiedelte terroristische Gruppen oder Organisationen. 

6. Richtlinie 2007/23/EG des  
Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Mai 2007  
über das Inverkehrbringen pyrotechnischer Gegenstände  

(Text von Bedeutung für den EWR)  

Amtsblatt Nr. L 154 vom 14.06.2007, S. 0001 – 0021, zuletzt 
geändert durch Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012,  
Amtsblatt Nr. L 316 vom 14.11.2012, S. 0012-0033 

[Gründe] 

(...) 

(8) Gemäß den Prinzipien der Entschließung des Rates vom 7. Mai 
1985 über eine neue Konzeption auf dem Gebiet der technischen 
Harmonisierung und der Normung sollte ein pyrotechnischer Gegen-
stand dieser Richtlinie entsprechen, wenn er erstmals in der Gemein-
schaft in den Verkehr gebracht wird. In Anbetracht religiöser, kultu-
reller und traditioneller Festivitäten in den Mitgliedstaaten sollten 
Feuerwerkskörper, die vom Hersteller für den Eigengebrauch herge-
stellt wurden und die von einem Mitgliedstaat für die Verwendung in 
seinem Hoheitsgebiet zugelassen wurden, nicht als in den Verkehr 
gebracht gelten und daher dieser Richtlinie nicht entsprechen müs-
sen. 

7. Verordnung (Euratom) Nr. 300/2007 des Rates vom 19. Februar 
2007 zur Schaffung eines Instruments für Zusammenarbeit  

im Bereich der nuklearen Sicherheit  

Amtsblatt Nr. L 081 vom 22.03.2007, S. 0001 – 0010 

Artikel 7 Förderfähigkeit 

(...) 

(2) Zu den nichtstaatlichen Akteuren, die nach dieser Verordnung 
finanzielle Unterstützung erhalten können, zählen unter anderem 
Nichtregierungsorganisationen, Organisationen der indigenen Völ-
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ker, lokale Bürgergruppen und Handelsorganisationen, Kooperati-
ven, Gewerkschaften, Organisationen der wirtschaftlichen und sozia-
len Interessen, lokale Organisationen (einschließlich Netze), die im 
Bereich der regionalen dezentralen Zusammenarbeit und Integration 
tätig sind, Verbraucherverbände, Frauen- und Jugendorganisationen, 
Ausbildungs-, Kultur-, Forschungs- und wissenschaftliche Organisa-
tionen, Hochschulen, Kirchen und religiöse Vereinigungen oder 
Gemeinschaften, die Medien sowie alle nichtstaatlichen Vereinigun-
gen und unabhängigen Stiftungen, die voraussichtlich einen Beitrag 
zur Entwicklung oder zur externen Dimension der internen Politikbe-
reiche leisten. 
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